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Gesetz zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 18/17575

Anderungsantrag

der Fraktion der CDU und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 18/18523

— Anhorung von Sachverstandigen (siehe Anlage)

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Einen schdonen guten Morgen, meine Damen und Her-
ren! Herzlich Willkommen im Landtag von Nordrhein-Westfalen. Ich begrufRe meine
Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete recht herzlich, ebenso die groRe Anzahl an
Sachverstandigen. Vielen Dank, dass Sie sich heute die Zeit fur uns nehmen und uns
im Rahmen der Auseinandersetzung zum KiBiz inhaltlich aufs Pferd helfen.

Ich weise vorab auf die eingegangenen Stellungnahmen hin und mdchte mich bei
Ihnen recht herzlich fur die Arbeit bedanken. Gehen Sie als Sachverstandige bitte da-
von aus, dass die Ausschussmitglieder die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen
gelesen haben. Sie sind also inhaltlich auf Ballhéhe. Ein mindliches Statement zu
Beginn der Anhorung ist nicht vorgesehen.

Stattdessen werden die Abgeordneten direkt Fragen an Sie richten. Bitte notieren Sie
sich also zunachst die Fragen, die die Fraktionen an Sie richten. Anschlie3iend werden
Sie einzeln, der Reihe nach gebeten, die gestellten Fragen zu beantworten. Pro Runde
konnen die Fraktionen je zwei Fragen an zwei Sachverstandige stellen.

Unsere Gaste bitte ich, zu versuchen — das ist ganz wichtig —, die Antworten auf drei Mi-
nuten zu begrenzen. Es ist eine echte Herausforderung, in drei Minuten zu antworten. Fir
die Beantwortung mehrerer Fragen haben Sie finf Minuten Zeit. Ich bin damit aber auch
nicht so streng. Es ware trotzdem schon, wenn Sie sich daran orientieren wurden, weil
man sich sonst gegenseitig Referate vortragt. Das ist in dieser Anhdrung nicht gewollt.

Die Fraktionen haben die Moglichkeit, im Verlauf des gesamten Gesprachs zwei di-
rekte Nachfragen zu den Antworten der Gaste zu stellen. Mit diesem Vorgehen méochte
der Ausschuss die vorhandene Zeit optimal nutzen. In der ersten Fragerunde — dieje-
nigen, die schon haufiger hier waren, wissen das — mochte ich allen Sachverstandigen
die Moglichkeit geben, sich zu den Fragen der Ausschussmitglieder zu aul3ern — un-
abhangig davon, ob die Frage direkt an Sie gerichtet wurde. Dadurch hat jeder die
Moglichkeit, sein inhaltliches Statement abzugeben. Ich hoffe, das kommt lhnen ent-
gegen. Wir beginnen mit der ersten Fragerunde.

Jens Kamieth (CDU): Seitens der CDU-Fraktion mochte ich ein ganz herzliches Dan-
keschon insbesondere an Sie, die Damen und Herren Sachverstandigen, ausspre-
chen. Ich stelle die ersten beiden Fragen zum Themenblock ,Vereinbarkeit von Familie
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und Beruf*, weil wir dazu gestern auch eine Anhérung hatten und mich interessiert, wie
dies aus den Reihen der Sachverstandigen beurteilt wird.

Herr Dr. Jaeckel, eine verlassliche Kinderbetreuung ist eine zentrale Voraussetzung
fur die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die Fachkraftesicherung insgesamt.
Mit der KiBiz-Novellierung wird das Ziel verfolgt, die Betreuungsangebote stabiler und
verlasslicher zu machen. Inwieweit tragt die Reform aus lhrer Sicht dazu bei, die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern?

Zweitens sind aus Sicht der Unternehmen gut ausgebaute und verlassliche Betreuungs-
moglichkeiten eine wichtige Grundlage daflr, dass Eltern, insbesondere Mutter, ihre Er-
werbstatigkeit ausweiten und aufrechterhalten konnen. Gleichzeitig fuhren kurzfristige
Ausfalle und Notbetreuungssituationen immer wieder zu erheblichen Herausforderun-
gen im Arbeitsalltag von Eltern und Unternehmen. Inwieweit stehen unverlassliche Be-
treuungsangebote einer Vollbeschaftigung entgegen? Welchen Beitrag kann der vorlie-
gende Gesetzentwurf leisten, um spurbare Verbesserungen zu erreichen?

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank an die Sachverstandigen auch fur die einge-
reichten Stellungnahmen. Ich danke dafur, dass sie sehr deutlich waren. Man sieht im
politischen Prozess: Deutlichkeit hilft an der einen oder anderen Stelle auch weiter. Ich
freue mich sehr, dass bei dieser Anhorung alle vier Gewerkschaften, die diesen Be-
reich vertreten, anwesend sind. Denn im Endeffekt geht es stark um die Beschaftigten,
die das Beste fur unsere Kinder erreichen mussen und um deren Arbeitsbedingungen.

In den Stellungnahmen wurde uns mitgeteilt, dass sich bei der Erarbeitung dieses Ge-
setzentwurfs die Beschaftigtenvertretungen nicht ausreichend eingebunden gefuhlt
haben. Wir nehmen auch die Demonstration, die zu diesem Zeitpunkt mit mehreren
Hundert Beschaftigten stattfindet, wahr.

Ich darf meine Frage leider erst einmal nur an zwei Vertreter, zunachst an ver.di und
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW stellen: Wie wird sich dieser Ge-
setzentwurf auf die Beschaftigungsbedingungen in den Kitas auswirken? Werden sich
die Beschaftigungsbedingungen verbessern, oder wird er zu Verschlechterungen und
damit dann zu einem weniger attraktiven Berufsbild fuhren?

Meine zweite Frage richtet sich an die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der
Freien Wohlfahrtspflege und das Kita-Bindnis. Wir haben in vielen Stellungnahmen
gelesen, dass die Finanzierung unserer Einrichtungen eines der Hauptprobleme ist.
Mit diesem Gesetzentwurf sollen kinftig Buchungsschritte von funf Stunden ermdglicht
werden. Es wurde vielfach gesagt, dass dies die finanzielle Situation eher weniger
stabilisieren wird. Was brauchten wir aus lhrer Sicht fur die Stabilisierung der Finan-
zierung? Wir haben in vielen Stellungnahmen gelesen, dass eine Sockelfinanzierung
der richtige Weg ware. Vielleicht kdnnten Sie Ihre Position dazu ausfuhren.

Eileen Woestmann (GRUNE): Erst einmal méchte ich von unserer Seite den vielen
Sachverstandigen daflr herzlich danken, dass sie heute hier sind und ihre Expertise
schon in den Stellungnahmen sehr deutlich gemacht haben. Es ist fir uns im Rahmen
eines Gesetzgebungsverfahrens sehr wichtig, lhre Rickmeldung zu héren und lhre
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Stellungnahmen sehr intensiv zu studieren. Ich wirde gerne auf die Fragen zum Ge-
setz eingehen, die durchaus auch in Ihren Stellungnahmen aufgeworfen wurden.

Ich beginne mit einer Frage an die Vertreter und Vertreterinnen des Kreises Steinfurt
und der kommunalen Spitzenverbande. Es wird immer wieder gefordert, dass die Kin-
derpflegerinnen sowohl in Gruppenform | als auch in Gruppenform Il regular eingesetzt
werden sollen, weil das einen gewissen Beitrag dazu leisten wurde, dass der Fach-
kraftemangel abgefedert werden wirde, und es auch dazu fuhrt, dass im Rahmen des
Kern- und Randzeitmodells die Erganzungskrafte anders eingesetzt werden kdonnen.
Wie stellen Sie sich den Einsatz von Kinderpflegerinnen in den anderen Gruppenfor-
men, also Gruppenform | und II, vor? In welchem Umfang ware das gut? Wie wuirde
sich das auf die Situation in den Kitas auswirken?

Meine zweite Frage richtet sich an die Vertreterinnen der Landschaftsverbande. In |h-
rer Stellungnahme haben Sie und auch einige andere deutlich gemacht, dass die Auf-
gaben der padagogischen Fachkrafte bezuglich Dokumentation und Beobachtung
ausgeweitet werden sollen, gleichzeitig aber die mittelbare padagogische Arbeit von
10 % aus dem Gesetz herausgestrichen werden soll. Sie winschen sich weiterhin eine
Festsetzung von 10 % bzw. eine prinzipielle Festsetzung der mittelbaren padagogi-
schen Arbeit. In welcher Hohe ware das aus lhrer Perspektive notwendig? Welche
Auswirkungen hatte eine hdhere mittelbare padagogische Arbeitszeit auf Personalpla-
nung und Finanzierung? Welche Auswirkungen hat aus lhrer Perspektive die Strei-
chung der mittelbaren padagogischen Arbeit aus dem Gesetzentwurf?

Yvonne Gebauer (FDP): Vielen Dank Ihnen allen, die Sie uns heute als Sachverstan-
dige und Experten zur Verfugung stehen; auch ein herzliches Dankeschon fur lhre
vielen umfangreichen Stellungnahmen.

Meine erste Frage richtet sich an alle. Sie haben genau wie wir erfahren, dass Ande-
rungen vorgenommen worden sind. Wie bewerten Sie diese? Sind Sie ein substanzi-
eller Kurswechsel? Sind Sie eine fachlich sinnvolle Nachsteuerung oder doch eher ein
Pflaster, welches den Grundkonflikt des Gesetzes aber im Zweifel nicht |0sen wird?

Meine zweite Frage richtet sich an den Kinderschutzbund und an den Verband Bildung
und Erziehung hinsichtlich der Einrichtung von Kern- und Randzeiten. Welche Perso-
nalprofile waren fachlich geeignet bzw. noch vertretbar, falls Einrichtungen von dem
Kern- und Randzeitenmodell zuklnftig Gebrauch machen wollen, sofern es umgesetzt
wird? Wo beginnt aus lhrer Sicht dann eine Absenkung des Fachkrafteanspruchs, die
den Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsauftrag unserer Kitas gefahrdet?

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank flr die vorab eingereichten
Stellungnahmen und dafur, dass Sie uns heute mit Ihrer Expertise auch in Prasenz zur
Verfligung stehen.

Meine erste, grundsatzliche Frage mit Blick auf den Schutz und die Férderung von
Kindern richte ich an den Kinderschutzbund und den Landeselternbeirat: Wie bewer-
ten Sie die zukunftige Ausgestaltung wie im Gesetz vorgesehen im Hinblick auf Kin-
derschutz, Bildungsqualitat und individuelle Férderung in Kindertageseinrichtungen?
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Meine zweite Frage mdochte ich an die komba gewerkschaft nrw und an den Kinder-
schutzbund richten, und zwar wird die vorgesehene Absenkung und Ausweitung der
Qualifikationsstandards etwa durch einen verstarkten Einsatz fachfremder oder nur
teilqualifizierter Krafte kritisiert. Der Kinderschutzbund weist auf mogliche kumulative
Effekte hin. Welche konkreten negativen Auswirkungen erwarten Sie im Hinblick auf
die Qualitat der Betreuung, Bildung und Forderung von Kindern in den Einrichtungen?

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Dann kommen wir in die erste Beantwortungsrunde.
Vorher mochte ich noch die doch umfangreiche Zahl an Zuhorerinnen und Zuhorer auf
der Triblne begrifRen. Es ist schon, dass Sie das Thema spannend finden und unsere
Anhorung verfolgen.

Bianca Weber (Stadtetag Nordrhein-Westfalen): Es waren zwei Fragen an uns ge-
richtet. Die erste Frage bezog sich auf den Einsatz der Kinderpflegerinnen in den Grup-
penformen | und Il. Wir kdnnen uns auf jeden Fall einen verstarkten Einsatz, eine Be-
rucksichtigung von Stunden vorstellen. Wir konnen Ihnen keinen speziellen Schlussel
prasentieren, der verstarkte Einsatz von Kinderpflegerinnen kénnte aber auf jeden Fall
eine Entlastung sein.

Frau Gebauer hat die Frage an uns gerichtet, ob es sich bei dem Anderungsantrag um
einen substanziellen Kurswechsel handelt oder damit der Grundkonflikt nicht gelost
wird. Wir begrtRen die Veranderungen und finden es positiv, dass die Mittel im System
bleiben, die durch die demografischen Gewinne sonst dem System hatten entnommen
werden kdnnen. Das begruf3en wir ausdrucklich.

Allerdings werden dadurch die grundsatzlichen strukturellen Finanzierungsprobleme
des Gesetzes nicht geldst. Das haben wir in der Stellungnahme auch klar ausgefihrt.
Wir erwarten deutliche Verbesserungen und Gesprache, dass diese strukturellen
Probleme angegangen werden. Es war unsere Hoffnung, dass dies bei den Gespra-
chen Uber das neue Finanzierungssystem Berucksichtigung findet und insbesondere
die starke kommunale Belastung angemessen bericksichtigt wird.

Sie alle wissen, dass die Kommunen in erheblichem Male freiwillige Zuschusse Uber-
nehmen. Diese sind in den letzten Jahren auch deutlich gestiegen. Das System ist
gewachsen, und demzufolge sind auch die dbernommenen Anteile der Kommunen
gestiegen. Wir fihren aktuell eine Abfrage dazu durch, wie sich die Ausgaben der
Kommunen im freiwilligen Bereich entwickelt haben. Die Abfrage lauft noch. Wir gehen
davon aus, dass das mindestens eine Verdopplung oder sogar noch deutliche Erhoé-
hung der Ausgangszahlen aus dem Jahr 2016 sind. Das sind erhebliche Mittel, die im
System strukturell fehlen und die Kommunen jedes Jahr aufs Neue belasten.

Dr. Matthias Menzel (Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Die Frage
von Frau Woestmann hat Bianca Weber meines Erachtens hinreichend beantwortet.
Dem Iasst sich nichts hinzufigen.

Ich méchte noch etwas zu der Frage von Frau Gebauer sagen, ob die Anderungen aus-
reichend seien. Wir haben uns intensiv damit beschaftigt und sind sicherlich ein Stuck
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weit dankbar, dass es gelungen ist, die 106 Millionen Euro, die eigentlich aus dem Sys-
tem gefallen waren, nun zu erhalten. Die damit umgesetzten Malinahmen halten wir fur
uberwiegend sinnvoll. Die Starkung der sprachlichen Bildung mit 50,5 Millionen Euro
halten wir fur sehr sinnvoll. Damit ist aber nicht die Problematik der ABC-Klassen gelost.
Es gibt nach wie vor keine hinreichende Abstimmung der Systeme untereinander.
Nichtsdestotrotz halten wir die alltagsintegrierte Sprachforderung fur das Mittel der
Wahl. Es ist auf jeden Fall sinnvoll, dass dort mehr Mittel eingesetzt werden.

Kritik haben wir durch unsere Ausgangsstellungnahme am Kita-Helferinnen-Pro-
gramm geubt — insbesondere mit Blick auf kleinere Einrichtungen, die durch einen Auf-
schlag auf die Kindpauschalen weniger Geld bekommen hatten. Das Problem wird
durch den neuen Ansatz, durch den das alles nicht langer Uber die Kindpauschalen
gemacht wird, sondern im Grunde genommen alle Kitas den gleichen Betrag bekom-
men, in einem sehr positiven Sinne geldst.

Der nachste Punkt sind die Standards und Gruppengrofien. Vom Grundsatz her ist die
Personaloffensive ebenso wie die Erhéhung der Kern- und Randzeiten aus padagogi-
scher Sicht absolut sinnvoll. Das Problem ist naturlich, dass hierdurch eine padagogi-
sche Verbesserung zu verzeichnen ist, auf der anderen Seite aber moglicherweise das
Problem entsteht, dass mit dem Personal weniger flexibel umgegangen werden kann.
Man wird die Praxis und das, was da passiert, genau beobachten mussen.

Mit diesen Anderungen gibt es — das hat Bianca Weber véllig zutreffend schon ausge-
fuhrt — keine finanzielle Entlastung der Kommunen. Wir gehen davon aus, dass die
freiwilligen Zuschusse, auf die Bianca Weber eben zutreffend eingegangen ist, nicht
nachlassen werden, sondern erwarten weitere Aufwichse.

(Auf der Besuchertriblne wird ein Plakat hochgehalten.)

Es wurde auch nicht — das war ein zentraler Baustein unserer Ausgangsstellung-
nahme — das Thema ,Verwaltungsaufwand® berucksichtigt. Der Verwaltungsaufwand
wird durch diese Mallnahmen nicht reduziert. Wir hatten uns deutlich mehr ge-
wunscht — insbesondere mit Blick auf das Verwendungsnachweisverfahren.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Wurde gerade ein Plakat gezeigt? — Ich habe es nicht
gesehen. Ich muss die Besucherinnen und Besucher darauf hinweisen, dass Sie sich
naturlich nicht in die Diskussion einmischen durfen — weder mit Plakat noch mit Zuru-
fen. Wenn Sie das durchziehen, musste ich Sie leider aus dem Raum entfernen las-
sen. Ich bitte Sie: Lassen Sie die Plakate in den Taschen. Dann kommen wir friedlich
miteinander klar.

Dr. Kai Zentara (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Schonen Dank auch von unserer
Seite fur die Einladung und die Gelegenheit, Stellung nehmen zu kénnen. Den Ausfuh-
rungen von Frau Weber und Herrn Dr. Menzel kdnnen wir uns anschlief3en. So ein Ge-
setz — diese Schwierigkeit haben die Regierungsfraktionen und die Landesregierung — ist
naturlich der Versuch, ganz viele verschiedene Interessen Ubereinander zu bringen, mdg-
lichst auszugleichen und auch sich stellende faktische Schwierigkeiten zu bewaltigen.
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Wir werden in den kommenden Jahren — das ist absehbar — nicht mit derselben Anzahl
von Personen in der Kindertagesbetreuung arbeiten konnen, wie das aktuell der Fall
ist. Der demografische Wandel schlagt zu. Ich sehe nicht, dass auf dem Arbeitsmarkt
absehbar gentugend qualifizierte Krafte nachricken, die in der Betreuung arbeiten wer-
den — auch wenn die demografische Entwicklung gleichzeitig dazu fuhrt, dass insge-
samt weniger Kinder betreut werden missen. Dieses Problem wird durch den Gesetz-
entwurf und den Anderungsantrag adressiert — allerdings nur teilweise.

Bei aller Freude Uber diesen Gesetzentwurf, die Schritte in die richtige Richtung und
auch die Verbesserung durch den Anderungsantrag werden wir in den kommenden
Jahren weiter schauen mussen, es Uberhaupt hinzukriegen bzw. dass wir als Kommu-
nen, die im Zweifel diejenigen mit Verantwortung vor Ort sind und im Zweifel von El-
tern, die keine Betreuung bekommen, verklagt werden, es irgendwie hinbekommen.

Insofern ist die praktische Abschaffung des Kern- und Randzeitenmodells ein kleiner
Wermutstropfen. Denn wenn man die Kernzeit auf sieben Stunden ausdehnt, dann ist
im Grunde der ganze Tag abgedeckt, in dem dann der Fachkraftschlissel beachtet
werden muss. Das ist aus padagogischer Sicht sehr winschenswert. Ob es aber wirk-
lich die Flexibilitat bringt, die wir brauchen, und ob es tatsachlich auch in dem Umfang
notig ist, in den fruhen Stunden und in den spaten Stunden am Nachmittag die volle
padagogische Kompetenz zur Verfigung zu haben, stellen wir weiterhin in Frage.

Die Frage ist, ob uns nicht die Praxis der nachsten Jahre und die demografische und
Arbeitsmarktentwicklung erneut zwingen werden, noch einmal dartiber nachzudenken,
ob diese Kern- und Randzeitenmodellierung nicht doch eine gute ldee gewesen ist.

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Sehr geehrte Damen und
Herren, auch wir von den Landschaftsverbanden, den Landesjugendamtern bedanken
uns flr die Einladung und die Gelegenheit zur Stellungnahme. Die an die Landschafts-
verbande gerichtete Frage hob auf die sich im KiBiz ergebenden zusatzlichen Be-
obachtungs- bzw. Dokumentations- und Erfassungsaufwande und in diesem Kontext
auf die Auswirkungen auf die mittelbare padagogische Arbeit ab. Konkret wurde die
Frage gestellt, in welcher Hohe wir diese Betreuung als angemessen ansehen, welche
Auswirkungen das auf die Finanzierung hatte und welche Auswirkungen die Strei-
chung hat. Ich beginne. Frau Claul® setzt dann fort.

Zu der Fragestellung, in welcher Hohe wir diese mittelbare padagogische Arbeit fur
angemessen halten, will ich Folgendes vorwegschicken: Wir Landschaftsverbande se-
hen durchaus den Fortschritt, der im KiBiz mit Blick auf die Frage der Beobachtung
und Dokumentation auch inhaltlich padagogisch festgeschrieben wurde. Tatsachlich
sind jedoch die mittelbaren Betreuungszeiten komplett gestrichen worden. In der bis-
herigen Regelung waren 10 % festgelegt. Diese 10 % stellen auf den Gesamtperso-
nalkraftwert ab. Wenn man bedenkt, dass die Kindertageseinrichtungen haufig gar
nicht mit dem Gesamtpersonalkraftwert, sondern wirklich nur mit der Mindestbeset-
zung arbeiten, ist das also schon ein relativ niedrig angesetzter Wert.

Aus unserer Sicht wurde als Orientierungswert fur diese mittelbare Zeit tatsachlich der
Wert dienen, der im Kompendium fur hohe Qualitat in der frthen Bildung benannt
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worden ist. Dieses Kompendium ist zwischen Landern und Bund konsentiert und
schreibt Standards zur Qualitat in der fruhkindlichen Bildung fest. Insofern ware dieser
Wert, der bei 18 % liegt, durchaus ein Orientierungswert, der diskutiert werden musste.

Welche Auswirkungen hat das? Es ist eine Erh6hung zu dem bestehenden Wert des
KiBiz. Ohne Abstriche in der Betreuung an sich bzw. in der Qualitat wird das dann ohne
zusatzliche Finanzierung sicherlich nicht zu realisieren sein. Die Auswirkungen der Strei-
chung lassen sich nur ein Stick weit prognostizieren bzw. eine Perspektive aufwerfen.
Die Frage ist, ob die mittelbare padagogische Arbeit, insbesondere mit Blick auf die Do-
kumentation und Erfassung in der Qualitat wie gewunscht und erfordert, vorgenommen
werden kann, oder aber auch mit Blick auf die hohe Belastung in der fruhkindlichen Bil-
dung mdglicherweise nur zulasten der Priorisierung erledigt werden kann.

Sandra ClauB (Landschaftsverband Rheinland): Wir mussen uns an dieser Stelle
erst einmal ehrlich machen: Es ist real, dass finanzielle Mittel und Fachkrafte begrenzt
sind und die mittelbare Arbeitszeit sehr winschenswert ist. Richtig ist aber naturlich,
dass das zu einem hoheren Personalbedarf und zu einem héheren Finanzbedarf fuhrt.
Wenn aber klar ist, dass die Kindpauschalen nicht erhdht werden kdnnen, sodass mit-
telbare Arbeitszeit finanziert werden kann, dann ist es aus meiner Sicht sehr schwierig,
padagogischen Fachkraften weitere Aufgaben, die in die mittelbare Arbeitszeit fallen,
zuzufuhren. Der Komplex ,Beobachtung und Entwicklungsstanderhebung® ist ausge-
weitet worden, und das passt nicht zusammen.

Wir mussen — Marlies Silies hat es gerade schon gesagt —, wenn die Ressourcen nicht
zur Verfugung stehen, damit rechnen, dass das vielleicht nicht in der Qualitat ausge-
fuhrt werden kann. Zur Wahrheit gehort auch, dass die Beobachtung und die Entwick-
lungsstandbeobachtung nur dann Fruchte tragen, wenn sie in padagogisches Han-
deln, in Férderangebote, in alltagsintegrierte Forderung umgesetzt werden kdnnen.
Durch die aktuellen Personalschlissel konnen die Ergebnisse aus der Beobachtung
oft nicht umgesetzt werden.

Gleichzeitig wird dem Kita-System insbesondere mit Blick auf die Sprache vorgewor-
fen, nicht ausreichend zu férdern. Wir haben keine Erweiterung des Fachkraft-Kind-
Schlussels, und durch das 18. Schulrechtsanderungsgesetz kommt noch eine neue
Aufgabe hinzu, namlich das Vorbereiten der Kinder fir die Teilnahme an den ABC-
Klassen. Das heil3t, es ist eine nennenswerte Belastung, weil Kita-Mitarbeitende dann
Kinder aus Spielsituationen holen und begleiten mussen. Insofern haben wir eine ho-
here Auslastung mit Aufgaben, aber keine Hinterlegung. Dieses aktuelle Dilemma wird
in dem Gesetz nicht aufgelost.

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich mdchte zuerst die Frage von
Frau Gebauer zur allgemeinen Einschatzung beantworten. Diesbezuglich Iasst sich
festhalten: Wir wollen wahrscheinlich alle eine wirklich gute Bildung fir unsere Jings-
ten, fur unsere Kinder hinbekommen. Die entscheidende Frage ist: Was geht heute,
und was muss in Zukunft gemacht werden?
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So sehen wir erste Schritte, die wir auch ausdricklich kennzeichnen wollen. Wir wis-
sen, dass mit den im Oktober des vergangenen Jahres vereinbarten Eckpunkten erste
finanzielle Schritte, und zwar nicht unerheblich, in dieses System hineingegeben wur-
den. Wir haben dann sehr um den Referenten- und Gesetzentwurf gerungen. In der
vergangenen Woche haben wir dann noch einmal etwas gehort, das uns ermutigt, die-
sen gemeinsamen Weg der Kommunikation gut weiterzugehen — namlich, dass fur die
Sprachférderung, fur die praxisintegrierte Ausbildung zusatzliche Mittel nicht im Haus-
halt versinken, weil Kinderzahlen zurickgehen, sondern verlangert werden. Wir win-
schen uns mehr von dieser Art der Diskussion und diesem Dialog. Wir glauben, dass
wir in dieser Art und Weise gut miteinander unterwegs sein werden.

Gleichzeitig haben wir noch ein paar nicht unerhebliche Aufgaben. Die eine sind die
erweiterten Buchungszeiten. Damit komme ich zu der Anfrage, die Dr. Maelzer gestellt
hat. Zu dem Finanzteil wird gleich der Kollege Thomas Euler etwas sagen. Ich wollte
nur sagen: Die Buchungszeiten sind nicht nur eine Finanzfrage, sondern haben mit
organisatorischem Aufwand und auch damit zu tun, dass das entsprechende Personal
fur die Buchungszeiten, die sehr verschieden sein kdnnen, nicht immer zum richtigen
Zeitpunkt vor Ort ist. Wenn es aufgrund dieser verschiedenen, mehreren Buchungs-
zeiten und verschiedenen Gruppenformen ein standiges Kommen und Gehen in den
Tageseinrichtungen flr Kinder gibt, haben wir die Schwierigkeit, den Zusammenhalt
und die Qualitat padagogisch zu halten.

Im Hinblick auf das Kern- und Randzeitenmodell haben wir sehr deutlich signalisiert,
dass Kita-Zeit immer Bildungszeit ist. Daher entsprache es Uberhaupt nicht unserer
Vorstellung, in den Kernzeiten mit voller Qualitat und Fachkraft unterwegs zu sein und
in den Randzeiten irgendwie etwas nebenherzumachen. Gleichzeitig wird aus unserer
Perspektive aber mit der Veranderung von urspringlich 25 Stunden auf 35 Stunden
Kernzeit in die richtige Richtung gearbeitet und gedacht. Bei der Buchung von 45 Stun-
den gibt es nur eine Kernzeit von 25 Stunden. Was ist dann mit den 20 Stunden minderer
Qualitat, Elternarbeit, Begleitung, vor allem fur Kinder mit drohender Behinderung?

Die Uberbelegung von Gruppen war ein Punkt, der vielleicht als Arbeitsunfall einmal mit
bedacht wurde. So etwas passt nicht in die heutige Zeit. Wir wissen aus der Wissenschaft,
dass groRere Gruppen eine schlechtere Qualitat zeitigen. Das ist ein ernsthaftes Problem.

Wir vermissen wirklich die Frage bzw. genugend vorgesehene Regelungen zur Inklu-
sion. Wir schlagen mindestens vor, in § 33 zur Klarung neben den Personalkosten
auch die Sachkosten anzuwenden. Das ist kein Finanzproblem mehr. Darliber mussen
wir weitersprechen.

Unterm Strich sagen wir: Eine wirklich nach vorn gerichtete Entwicklung eines Kinder-
bildungsgesetzes muss noch viele Schritte machen, wir sind aber auf dem Weg und
sprechen gut dartiber und schaffen erste Schritte.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Ich hatte das am Anfang noch einmal erklaren mussen:
Die funf Minuten Antwortzeit gelten nicht pro Person, sondern pro Vertretung. Das
habe ich aber nicht geklart, deshalb ist es vollig richtig, dass Herr Euler jetzt noch
einmal weiter ausfuhrt.



Landtag Nordrhein-Westfalen -11- APr 18/1199

Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend 23.04.2026
68. Sitzung (6ffentlich) ast

Thomas Euler (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien Wohlfahrts-
pflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich werde mich bemuhen, das beschleunigt
zu tun, um die Zeit nicht ganzlich zu Ubersteigen. Frau Gebauer hat gefragt, ob der
Gesetzentwurf, so wie er momentan vorliegt, eine gute Losung oder nur ein Pflaster
ist. Er bietet aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege punktuelle Verbesserungsansatze.
Es fehlt aber der Mut, die strukturellen Ursachen der bestehenden Problemlagen in
qualitativer, personeller und insbesondere finanzieller Hinsicht nachhaltig zu 16sen.

So bleibt der Reformvorschlag im Kern innerhalb der bestehenden Systemlogik. Die
Finanzierungsstruktur bleibt weiterhin Uberwiegend belegungsabhangig. Eine grund-
legende Abkehr von der rein kindbezogenen, faktorbasierten Finanzierungssystematik
erfolgt leider nicht. Die strukturellen Risiken, die seit Jahren bestehende Unterfinan-
zierung im System, die bereits — das haben wir gehort — zu Einschrankungen der Ver-
sorgungssicherheit fiUhren, werden fortbestehen.

Wir sehen in dem jetzigen Gesetzentwurf auch eine Verlagerung der betriebswirt-
schaftlichen Risiken auf die Trager. Rickgange in der Belegungszahl — Dr. Zentara
hat den demografischen Wandel schon angesprochen — fuhren dazu, dass immer we-
niger Platze belegt werden. Das ist ein Novum, das aber auch dazu flhrt, dass die
Trager weniger Einnahmen generieren werden und das unmittelbar mit den Fixkosten
der Einrichtungen nicht kompatibel ist. Das flhrt aus unserer Sicht dazu, dass es in
wirtschaftlicher Hinsicht einige Veranderungen braucht.

Es braucht eine auskdmmliche Finanzierung der Sachkosten. Herr Dr. Maelzer hat
nach der Sockelfinanzierung gefragt. Aus unserer Sicht ist das Grundproblem, dass
die Sachkosten im derzeitigen System in einem Verhaltnis von 90 zu 10 % veran-
schlagt werden. Nach den aktuellen Ermittlungen betragen die Sachkosten tatsachlich
aber rund 25 % der Pauschalen. Fur die Finanzierung der belegungsunabhangig an-
fallenden Sachkosten muss Geld aus der Pauschale fur Sachkosten genommen wer-
den, dass dann nicht fur Personalkosten zur Verfugung steht. Dies fihrt aus unserer
Sicht dazu, dass das Ziel dieses Gesetzes, die Verlasslichkeit der Betreuung dauerhaft
zu verbessern, nicht erreicht werden kann.

Es braucht aus unserer Sicht eine dynamische Basisfinanzierung, die unabhangig von
diesen tatsachlichen Auslastungen die Grundkosten der Einrichtung absichert. Es
braucht eine Abschaffung des Trageranteils, insbesondere fur die armen Trager, da
diese das alles nur aufbringen kénnen, weil die kommunalen Partner mittlerweile frei-
willige Leistungen erbringen, um diese Trageranteile zu refinanzieren. Es braucht eine
Anpassung der Fortschreibungsrate.

Die Beteiligung der Freien Wohlfahrtspflege auch bei der Qualitatsentwicklungs- und
Personalvereinbarung ist aus unserer Sicht zwingend erforderlich. Es braucht eine Rege-
lung — sie ist im Gesetz momentan so nicht vorgesehen —, dass diese Vereinbarungen
wie urspringlich zumindest im Benehmen mit den Tragern abzustimmen sind, und
selbstverstandlich auch eine Gesetzesbegrindung, die in der obersten Landesbehdrde
freiwillige Abstimmungen verankert und dieses Gremium, den Landtag dabei nicht ver-
gisst. Es braucht insbesondere im Hinblick auf die Kita-Formel, Uber die wir schon an
der einen oder anderen Stelle etwas gehdrt haben, eine unmittelbare Beteiligung der
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Freien Wohlfahrtspflege, aber auch der kommunalen Spitzenverbande und der Kir-
chen, um eine zukunftsweisende Finanzierungsstruktur aufsetzen zu konnen.

Marcus Bracht (Deutscher Kitaverband — Bundesverband freier unabhangiger
Trager von Kindertagesstatten, Landesverband Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank
fur die Moglichkeit, heute Stellung nehmen zu kénnen, insbesondere zu der Frage, ob
die auf dem Tisch liegenden Malinahmen ausreichend sind. Wir begruf3en die Nach-
besserungen, die in der letzten Woche verkindet worden sind. Darunter sind einige
Themen — einige sind schon angesprochen worden — in Bezug auf Sprache, Kita-Hel-
fer, Gruppengrofen, die Bereitstellung weiterer finanzieller Mittel, die wir begrufien.
Wir sagen aber auch: Diese Themen reichen nicht aus, um das Ziel der Regierung,
namlich Verlasslichkeit in die frihkindliche Bildung zu bringen, wirklich umsetzen zu
konnen.

Mit Blick auf das Thema ,Verlasslichkeit® ist es fur uns der erste Schritt, die finanzielle
Stabilitat der Trager und Tragergruppen, die hier vertreten sind, sicherzustellen. Ins-
besondere flr unsere Tragergruppe, die freien, unabhangigen Trager, sehen wir ei-
nige Themen noch nicht erfullt. Dazu gehort zum Beispiel die grundsatzliche Finanzie-
rung — das wurde gerade von Herrn Euler schon angesprochen. Die Hohe der Kind-
pauschalen reicht bei vielen Tragern nur fur die Finanzierung des Mindestperso-
nalschlissels und fur nichts daruber hinaus.

Wozu fuhrt das in der Praxis? Sobald Krankheitswellen etc. kommen, gibt es Ein-
schrankungen, die gerade vermieden werden sollen. Die Verlasslichkeit ist dadurch
nicht gegeben. Gerade rollt dieses Thema durch die Geburtenrickgange und die
Schwankungen in der Auslastung auf uns zu. Ein System wie das KiBiz ist darauf aus-
gelegt, dass nur eine hundertprozentige Auslastung zu einer hundertprozentigen Fi-
nanzierung und zu einer finanziellen bzw. wirtschaftlichen Ausgeglichenheit flhrt. Es
kommt schon zu Problemen, wenn 2, 3, 4, 5 % der Kinder fehlen und damit die Aus-
lastung nicht gegeben ist. Das Gesetz macht keinerlei Aussagen dazu. Aus unserer
Sicht braucht es an dieser Stelle dringend eine Nachbesserung.

Auch zum Thema ,Fortschreibungsrate“ haben wir an verschiedenen Stellen ange-
merkt. Es braucht eine Fortschreibungsrate der Forderung, die auf der Hohe der Zeit
ist. Das bedeutet, dass die aktuellen Tarife, die aktuellen Kostenentwicklungen einflie-
Ren — nicht erst mit einer Verzégerung von 18 Monaten. Auch der Gesetzentwurf mit
der Uberbriickungsfinanzierung lber sieben Monate durch den Landesanteil ist bei
Weitem nicht ausreichend.

Ich méchte an dieser Stelle auch anfuhren, dass unsere Tragergruppe, die freien Un-
abhangigen, die keine sonstigen finanziellen Mittel haben, vom Ministerium seinerzeit
2018 im Rahmen des Gesetzentwurfs aufgefordert worden sind, Fordervereine zu
grunden, um die Finanzierung des Tragereigenanteils zu erbringen. Es ist aus unserer
Sicht ein Unding, dass wir auf freiwillige Spenden angewiesen sind, um einen so wich-
tigen Teil der fruhkindlichen Bildung zu finanzieren. Das macht das ganze System nicht
stabiler, sondern eher instabiler und schafft damit auch wieder weniger Verlasslichkeit
in dem System.
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Da ich gerade schon beim Thema ,Tragereigenanteil“ bin, gehe ich zum Schluss auf
einen Aspekt ein, der fur unsere Tragergruppe wirklich schwer zu tragen ist. Wir sind
darauf angewiesen, dass Kommunen oder Ahnliche fiir diesen Tragereigenanteil ein-
springen und dafur ein Vorschlag gemacht wird. Durch die neuen Kontingente mit 30
und 40 Stunden wird es wahrscheinlich einen gewissen Rickgang der Betreuungszei-
ten geben. Ich gehe davon aus, dass die Regierung oder das Ministerium mindestens
von einem durchschnittlichen Betreuungszeitrickgang von einer, wenn nicht gar von
zwei Stunden ausgeht. Das ergibt fur das System allein aus dem Bereich der Landes-
finanzierung wahrscheinlich ein Plus von 200 Millionen Euro. Dieses Geld konnte dafur
genutzt werden, das Gesamtsystem zu stabilisieren und auch den Tragereigenanteil
zu finanzieren, insbesondere fir die Gruppe der Trager, die keine sonstigen Finanzie-
rungsmaoglichkeiten haben.

Vera Hopp (Kita-Biundnis NRW): Vielen Dank an Herrn Dr. Maelzer fur die gute
Frage. Ich habe sicherlich viele Uberschneidungen zu meinen Vorrednern, Herrn Euler
und Herrn Bracht, versuche mich aber noch einmal auf die Stabilitat der Finanzierung
einzulassen. Mit Blick auf den Entwurf sehe ich mehr Destabilisierung als Stabilisie-
rung. Das muss ich sehr deutlich sagen. Es wird an der alten Finanzierungssystematik
festgehalten. Das bedeutet, sie bleibt belegungsabhangig und arbeitet mit Pauschalen
fur Einzeltatbestande. Die Kindpauschalen decken weiterhin nicht die Realkosten von
uns Tragern — auch das muss ich sehr deutlich sagen.

Es ware notwendig, mittels einer Sockelfinanzierung eine belegungsunabhangige
Strukturforderung zu schaffen. Darauf zielte auch lhre Frage ab. Eine Sockelfinanzie-
rung finden wir unabdingbar — dann gerne auch mit ergédnzenden Foérdertatbestanden.
Die Sockelfinanzierung bringt fur die Trager eine Planungssicherheit, vor allem hin-
sichtlich der Personalplanung.

Auch bezuglich der einzelnen Fordertatbestande kann ich keine Verbesserung im Entwurf
entdecken. Als Kita-Blndnis begrifRen wir die Zusammenflhrung einzelner Tatbestande,
wie zum Beispiel bei den Chancen-Kitas. Das ist ein guter Ansatz. Laut dem Entwurf kame
es nach der Revision auf bis zu 18 Fordertatbestande. Vorher waren es 13 Fordertatbe-
stande. Diesbezlglich sehe ich keine wirkliche Verbesserung oder Vereinfachung.

Demografische Schwankungen und kurzfristige Anderungen bleiben in dem derzeiti-
gen bzw. angedachten System unmittelbar wirtschaftlich destabilisierend, da die Fi-
nanzierungssystematik weiter belegungsabhangig ist.

Die finanzielle Uberbriickung nach § 37a — Herr Bracht hat das gerade schon ange-
sprochen — gleicht lediglich sieben Monate aus. Das ist absolut nicht ausreichend. Die
Tarifsteigerungen mussen ab dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens vollstandig refinan-
ziert werden. So habe ich zum Beispiel als TVOD-Trager zum 01.05. eine Tariferho-
hung von 2,8 %, aber zum 01.08. eine negativ wirkende Steigerung des KiBiz, sodass
ich im Endeffekt weniger Geld bekomme, aber mehr Personalkosten habe.

Die verspatete Anpassung der Fortschreibungsrate — das fand ich auch sehr spannend —
muss zugunsten der Trager verzinst werden. Wenn Trager Geld verspatet zuriickzahlen,
soll es verzinst werden. Wenn aber die Landesregierung uns erst im Nachgang Gelder



Landtag Nordrhein-Westfalen -14 - APr 18/1199

Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend 23.04.2026
68. Sitzung (6ffentlich) ast

auszahlt, werden sie nicht entsprechend verzinst. Auch das ist ein sehr spannender
Aspekt.

Der Einsatz von erfahrenen Kraften geht mit hdheren Personalaufwendungen einher.
Es mussen reale Tarifeinstufungen und nicht Mittelwerte der Betriebszugehdrigkeit fi-
nanziert werden. Es gibt viele Trager mit Mitarbeitern, die nun einmal nicht in der Be-
triebszugehorigkeitsstufe 3 sind, sondern vielleicht in Stufe 4, 5 oder 6. Auch diese
Realkosten werden nicht abgebildet.

Trageranteile sind unseres Erachtens zwingend abzuschaffen. Die erbrachten Dienst-
leistungen mussen fur Leistungserbringer schlichtweg ohne Verlust finanzierbar sein.
Es muss eine Kostendeckung erreicht werden. Ich sehe es genauso wie Herr Bracht:
Es kann nicht sein, dass Spenden eingeworben werden missen, um Uberhaupt die
Realkosten zu decken. Wir reden nicht von Zusatzgeldern fur Weiterentwicklung oder
Innovation, wir reden von einer Kostendeckung des Mindeststandards.

Die Erhohung der Verwaltungskostenpauschale um 1 auf 4 % ist ein netter Ansatz,
aber bei weitem nicht ausreichend. Realistisch waren 10 bis 12 %. Zum Vergleich ver-
anschlagt Die Kommunale Gemeinschaftsstelle fur Verwaltungsmanagement zusatz-
lich zu Personalkosten 25 % Sach- und Gemeinkosten. Die Erhéhung der Verwal-
tungspauschale bedeutet fur uns auch kein zusatzliches Geld, sondern geht nach un-
serer Einschatzung zulasten der Kita-Finanzierung.

Spannend finde ich, dass beschriebene neue padagogisch winschenswerte Aufgaben
nicht mit neuen Ressourcen hinterlegt werden. Einige Vorredner haben das schon an-
gedeutet: mehr Arbeit, aber nicht mehr Geld.

Der Gesetzentwurf bringt keine Weiterentwicklung im Bereich der Inklusion bei drohender
Behinderung. Auch dieser Punkt muss im Rahmen der Finanzierung mitgedacht werden.

Die Aufnahme der Finanzierung von Kita-Helferinnen in das Kindpauschalenbudget ist zwar
im Sinne der Entburokratisierung sinnvoll, allerdings ist auch diese Finanzierung belegungs-
abhangig und die Berechnungsgrundlage nach unserer Einschatzung nicht transparent.

Im Bereich der Mieten ware es sinnvoll, gesetzliche Mietférderungen zu berucksichti-
gen, also auch regionale Mietspiegel mitzudenken und bei der Miete vor allen Dingen
auch das Risiko schwankender Kindbelegungen zu beachten. Denn wenn es Uber das
Stundenkontingent sich andernde Belegungen und ein belegungsabhangiges Finan-
zierungssystem gibt, dann fallt auch die Mietfinanzierung weg.

Mit den Chancen-Kitas werden unterschiedliche Fordertatbestande geblndelt — das
habe ich gerade schon einmal kurz angerissen — bzw. wird die Kita-Sozialarbeit ge-
schaffen, das ist aber nicht ausreichend. Wir haben gerade schon gehort, dass sich
Fordertatbestande erhohen.

§ 45 regelt im Rahmen des Landeszuschusses fur die plusKITAs die Verzinsung bei
verspateter Ruckzahlung. Ich hatte schon angedeutet, dass die Finanzierung und Ver-
zinsung zu beiden Seiten gelten mussen. Das bedeutet: Wenn Verzinsungen bei Tra-
gern angesetzt werden, dann auch beim Land.

Der Erh6hung des Zuschusses fur die PiA-Ausbildung um 12,5 % kompensiert nicht
die Lohnkostensteigerung. Auch an dieser Stelle sind wir Trager zum Abbau anstatt
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zum Aufbau von Ausbildungsstellen gezwungen. Es werden keine Zuschisse fur die
berufsbegleitende Ausbildung zur Erzieherin, fur die berufserfahrenen Erganzungs-
krafte mitgedacht. Auch diesbezlglich sollte nachgearbeitet werden.

Die 35-Stunden-Kernzeit unterschreitet um das ...

(Dr. Kai Zentara [Landkreistag Nordrhein-Westfalen]: Alles vorgetra-
gen; das sollten wir doch gerade nicht machen!)

— Ja, alles gut.

Ich halte die Sockelfinanzierung und auch die Abschaffung des Trageranteils fur un-
abdingbar.

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Auch von mir
herzlichen Dank fur die Gelegenheit und fir die Fragen. Ich beginne mit der Frage
nach der kumulativen Wirkung, was davon noch bleibt, nachdem erfreulicherweise die
rechtswidrige Konstruktion der GruppenvergroRerung fallen gelassen wurde. Ich kann
an die Ausfuhrungen von Herrn Jentgens anknupfen.

Mit Blick auf den Kita-Alltag bedeutet die Differenzierung nach Buchungszeiten, dass
Kinder funf Stunden, sechs Stunden, sieben Stunden, acht Stunden und neun Stunden
am Tag in der Kita sind. Es ist vollig ausgeschlossen, dass Kitas danach die Gruppen-
bildung vornehmen. Das heil3t: Es gibt, wenn das in Anspruch genommen wird, ein
standiges Kommen und Gehen in den Gruppen. Stellen Sie sich das bitte praktisch
vor. Die Gruppen sind bei U3-Kindern auch im Vergleich zu Grundschulklassen nach
wie vor sehr grof3, und am Vormittag kommen jede Stunde Kinder und am Nachmittag
gehen fast jede Stunde Kinder.

Dann kommen noch —ich versuche, auch das anschaulich zu machen — die sogenann-
ten ABC-Klassen hinzu. Das verteilt sich nicht gleichmalig. Es gibt Kitas, in denen
sich das sehr konzentriert. Da werden dann vier, funf, sechs Kinder aus einer Gruppe
von 24 Kindern herausgeholt. In so einem Winter, wie wir ihn zuletzt hatten, muss dann
eine Erzieherin die Kinder anziehen, die Stiefel anziehen. Was ist in der Zeit mit den
anderen Kindern in der Gruppe? Das bedeutet einen erhohten Personalbedarf. Hinter-
her muss die Erzieherin die Kinder wieder in Empfang nehmen.

Ich kann mir mit Blick darauf und auf das Konzept, bei dem ohnehin der Kita-Tag in
Kern- und Randzeiten geteilt wird, Personalwechsel stattfinden und durch die verander-
ten Buchungszeiten — sofern das in Anspruch genommen wird — die Kitas weniger Geld
bekommen und dann noch weitere personalwirtschaftliche Malknahmen vorgenommen
werden mussen, nicht mehr vorstellen, wie ein bildungsforderliches Ambiente entsteht.
Wir beflrchten im Gegenteil, dass diese standige Unruhe sowohl bei den Kindern als
auch bei den Erzieherinnen und Erziehern zusatzlichen Stress auslost. Daher besteht
die Gefahr — ich spitze das zu — eines bildungsfernen Settings in den Kitas.

Ich habe auch Zweifel, ob das nicht das Ziel der Verlasslichkeit konterkariert. Wir wis-
sen sowohl aus den 47er-Meldungen als auch von den Ausfallen und Klagen der Be-
schaftigten, dass eine weitere Erhohung der Belastung und des auch subjektiv
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empfundenen Stressniveaus sowie die standige Unruhe auch die Ausfallzeiten des
Personals erhdhen werden.

In diesem Zusammenhang mdchte ich mich der Frage von Frau Gebauer etwas anders
nahern. Ich will ausdrucklich sagen: Wir als Kinderschutzbund unterstutzen nachdruck-
lich das Ziel, Verlasslichkeit herzustellen und unangekindigte SchlieRungen mdglich-
erweise im Lauf des Tages zu vermeiden. Das ist ganz und gar nicht im Sinne des
Kindeswohls. Uns irritiert allerdings, dass das nun eins zu eins durch eine Absenkung
der Qualitatsstandards gemacht wird. Das muss nicht sein. Dafur gibt es andere L6-
sungswege. Uns verwundert, dass das Problem der Schliel3ung nicht gezielt anpackt
wird. Das muss nicht durch eine Veranderung der Qualitats- und der padagogischen
Settings geschehen.

Ich wurde mir vorstellen, dass sozusagen unterschieden wird — das ist eigentlich auch
sehr naheliegend — zwischen den Settings, die vom Land finanziert werden, und der
Grenze, wann eine Kita geschlossen werden muss, weil das Kindeswohl nicht auf-
rechterhalten werden kann. Dazwischen gibt es nach meiner Auffassung eine grol3e
Kluft. Man muss eine Kita nicht schlie®en, wenn die vom Land finanzierten Mindest-
standards nicht eingehalten werden. Damit haben die Landesjugendamter und die Ju-
gendamter Erfahrung. Die Herausforderung war in der Zeit der hohen Anzahl unbe-
gleiteter minderjahriger Fllchtlinge nicht viel kleiner. Das bedeutet in die Praxis Uber-
tragen konkret: Das Ministerium, die Landesregierung und die Landesjugendamter als
Betriebserlaubnis erteilende Stelle kdnnten die Jugendamter, die Trager und Praktiker
aus den Einrichtungen einladen und eine Regelung dazu treffen, bis zu welchem Punkt
Kitas offengehalten werden kdnnen und ab welchem Punkt sie geschlossen werden
mussen. Dann ist all der Zinnober mit den Kern- und Randzeiten nicht notig.

Wenn Sie das nicht wollen und der alleinige Grund flr die Kern- und Randzeiten der
Fachkraftemangel — die demografische Entwicklung wird hinzukommen, und diese Si-
tuation wird zugegebenermalien noch einige Jahre bestehen — und keine strategische
Kostenbegrenzung ist, dann wirde ein Fachministerium fur diese Regelung eine zeit-
liche Befristung in das Gesetz schreiben. Meine Frage ist: Warum schreiben Sie, wenn
Sie am Kern- und Randzeitenmodell festhalten, nicht auch in das Gesetz, dass die
Regelung zu den Randzeiten am 31. Juli 2030 auler Kraft tritt?

Ich mochte noch darauf hinweisen, ...
Vorsitzender Wolfgang Jorg: Aber kurz.

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): ... dass eine ab-
schlieRende Beurteilung sehr schwierig ist. Die bisherige Praxis, Verordnungen,
Rechtsverordnungen in Gesprachen vorzubereiten und Vereinbarungen mit den Kom-
munen und den Verbanden zu treffen, ist im Gesetz gestrichen worden. Gleichzeitig
sollen sehr wesentliche Fragen wie zum Beispiel Personalverordnungen durch Rechts-
verordnungen geregelt werden.

Es gibt zum Beispiel im Schulbereich die Regelung, dass solche Verordnungen die
Zustimmung des zustandigen Fachausschusses erfordern. Ich wirde Sie dringend
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bitten, zu Uberdenken, ob so wesentliche Fragen als verwaltungsinternes Geschaft
und ohne Beteiligung der Offentlichkeit, die das dann hinterher staunend zu Kenntnis
nimmt, geklart werden sollten.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Meine Damen und Herren, Sie haben gemerkt, Herr
Walhorn redet sehr konzentriert mit langen Pausen, deshalb habe ich ihm etwas langer
Zeit gelassen.

Stephan Osterhage-Klingler (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW):
Wir bedanken uns dafir, heute zum vorliegenden Gesetzentwurf Stellung nehmen zu
koénnen. Ich mdchte mit der Beantwortung der Frage von Herrn Maelzer zu den Auswir-
kungen auf die Beschaftigungsbedingungen, auf die Beschaftigten in den Kitas starten.

Man muss sehr deutlich sehen, dass die Belastung fur die Beschaftigten schon heute,
bevor dieser Gesetzentwurf Uberhaupt in Kraft tritt, enorm hoch ist. Das zeigt sich an den
hohen Zahlen der Ausbildungsabbriche, aber insbesondere — diese Zahlen haben vor
einem Jahr, zwei Jahren das sehr deutlich belegt — an den Krankheitstagen von Erziehe-
rinnen und Erziehern, die deutlich hdher sind als der Schnitt anderer Berufsgruppen.

Das hat nicht nur mit dem Kontakt mit Kindern zu tun, sondern hangt sehr stark mit der
Belastung der Beschaftigten zusammen. In einem neuen Kinderbildungsgesetz muss
ganz dringend darauf eingegangen werden, wie die Arbeitsbedingungen fur die Be-
schaftigten so gestaltet werden kdnnen, dass eine gute frihkindliche Bildung durch die
Beschaftigten auch weiterhin gewahrleistet werden kann. Solche Sachen fehlen zu
grol3en Teilen in diesem Gesetzentwurf.

Zum einen — es wurde vorhin schon angesprochen — musste man Uber den Personal-
schlussel, die GruppengrofRe ganz klar ins Gesprach kommen. Eben wurde schon ge-
sagt, dass diese entstehenden unstrukturierten vielen Wechsel in den Gruppen den
Kindern und der Struktur im Alltag einiges ausmachen und naturlich gleichzeitig fur
eine deutliche Belastung der Beschaftigten in den Kitas sorgen.

An einigen Stellen ist im Gesetz daruber hinaus von burokratischer Entlastung die
Rede. Das ist grundsatzlich erst einmal gut. Allerdings geht aus dem Gesetz aus un-
serer Sicht noch nicht konkret hervor, worin diese Entlastung genau liegen soll. Wenn
ich die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation in zwei Strange trenne, klingt das
auf den ersten Blick nicht so, als ob das eine Entlastung ist, sondern eher, als ob da
eventuell mehr kommen soll. Es muss ganz dringend geschaut werden, wie auch die
neuen Aufgaben nach dem Kinderbildungsgesetz von den Beschaftigten wirklich erfullt
werden konnen. Mit Blick auf den Entwurf sehe ich sonst die ganz grol3e Gefahr, dass
es zu einer weiteren Uberlastung und einer noch héheren Belastung der Beschéftigten
in den Kitas fuhren wird.

Der zweite Aspekt kam von Frau Gebauer zur Gesamtbewertung, insbesondere auch un-
ter Beriicksichtigung der Anderungsvorschlage von letzter Woche. Darunter sind sicher-
lich einige Sachen, die wir grundsatzlich erst einmal begrtiRen und in die richtige Richtung
gehen. Es ist ein richtiger Schritt, dass die Alltagshilfe verstetigt und fur alle Kitas, fur alle
Einrichtungen ermdglicht wird. Diese Sachen begrifien wir naturlich ganz klar.
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Es ist sicherlich auch ein Schritt in die richtige Richtung, auch wenn wir uns diesbeziig-
lich mehr wiinschen wiirden, dass die Uberbelegung von Gruppen wieder zuriickge-
nommen wurde. Grundsatzlich bleibt unsere Hauptkritik an dem Ganzen — das wird sich
auch durch die Erhdhung der Kernzeiten von 25 auf 35 Stunden nicht andern — die Auf-
teilung in Kern- und Randzeiten. Dazu ist schon einiges gesagt worden. Ich bin fest
davon Uberzeugt, dass das zu einer Art Fragmentierung der fruhkindlichen Bildung fuhrt.
Sie ist aber nicht teilbar. Es ist heute schon mehrfach gesagt worden, dass alles, was in
der Kita stattfindet, ein Bildungsangebot ist. Wir mussen — das ist ganz wichtig — Quali-
tatsstandards haben, die wir auch einhalten und die nicht im Nachgang eines Gesetzes
Uber Personalverordnungen und an anderer Stelle und oft ohne die Offentlichkeit gere-
gelt werden kénnen. Das fiihrt zu Uberlastung, aber auch zu Qualitatsminderung.

Dazu kommt noch, dass wir eine groRe Gefahr — darauf ist mehrfach hingewiesen
worden — in der prekaren finanziellen Lage der Trager sehen. Diese Freiwilligkeit in
den Randzeiten — die Mdglichkeit besteht naturlich weiterhin — das Fachpersonal ein-
zusetzen, muss auch finanzierbar sein. Es ist von Tragerseite heute mehrfach geau-
Rert worden, dass die Finanzen einfach nicht auskdmmlich sind. Ich sehe die grolRe
Gefahr, dass die Besetzung der Randzeiten sehr stark von der Finanzkraft des Tragers
abhangen wird. Genau das wollen wir nicht. Wir wollen eine einheitliche, gute fruhkind-
liche Bildung in ganz NRW. Das ist aus unserer Sicht an vielen Stellen nicht gegeben.

Bettina Konrath (Landesverband Kindertagespflege NRW): Vielen Dank auch un-
sererseits fur die Einladung. Wir stehen als Kindertagespflege bei der Kita-Thematik
haufig ein bisschen hintendran, denn naturlich stehen die Kitas im Mittelpunkt, da die
Veranderungen fur sie andere sind.

Zu der Frage von Frau Gebauer, wie wir die Anderungen bewerten und ob sie ein
Pflaster sind oder nicht. Wir sehen die Veranderungen positiv, dass es auch eine For-
derung fur die Anschlussqualifizierung 160+ nach dem QHB sowie die 80 Unterrichts-
einheiten umfassende QHB-Qualifizierung fur sozialpadagogische Fachkrafte gibt, die
Vertretungsregelung in der Erlaubnis und auch die Elternmitwirkung konkretisiert sind
und — so haben wir es aus der Presse erfahren — auch die Kindertagespflege Sprach-
bildungskoffer erhalten kann. Das sind die positiven Aspekte.

Die Finanzierung ist grundsatzlich eine schwierige Situation. So sehen das die ande-
ren auch. In der Kindertagespflege bekommen wir aber ganz schnell das Problem,
inwieweit ein vielfaltiges Angebot an Kindertagesbetreuung erhalten bleiben kann,
wenn — wir halten uns diesbezuglich an die Aussagen, die wir auch in den Stellung-
nahmen gesehen haben — 10 % der Kosten fur die Kindertagespflege als Zuschuss
von Landesseite kommen und der Rest zu einem so grof3en Teil von den Kommunen,
die haufig in der Haushaltskonsolidierung sind, selbst finanziert werden muss.

Rund 30 % der U3-Kinder in Kindertagesbetreuung befinden sich in der Kindertages-
pflege. Was bedeutet das fur die Vereinbarkeit von Familie und Beruf? Was bedeutet
das fur die Eltern, die berufstatig sind oder in Ausbildung und auf die verlassliche Be-
treuung angewiesen sind? Daher ist mein dringender Appell, sich noch einmal die Fi-
nanzierung anzugucken. Schon jetzt merken wir, dass aufgrund der ausgebauten An-
gebote fur Kitas — es gibt mehr Kita-Platze; das ist auch gut — vor Ort sehr schnell ein



Landtag Nordrhein-Westfalen -19 - APr 18/1199

Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend 23.04.2026
68. Sitzung (6ffentlich) ast

Druck auf Eltern entstehen kann, ihr Kind nicht in die Kindertagespflege, sondern in
eine Kita zu geben, weil es dort die Platze gibt. Damit wird das Wunsch- und Wahlrecht
der Eltern eingegrenzt. Das ist nicht unsere Absicht.

Ich mochte auch auf die Qualitat der kleinen Gruppen in der Kindertagespflege ver-
weisen. Gerade fur Kinder aus schwierigen Lebenssituationen kénnen wir immer sehr
gute Angebote machen. Unser Knackpunkt ist wirklich die Finanzierung, um das An-
gebot aufrecht erhalten zu kénnen.

Michaela Mignogna (Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen): Vielen
Dank dafur, dass wir Stellung beziehen durfen. Wir kdnnen uns dem, was Frau Konrath
gesagt hat, vollumfanglich anschlieRen. Einige gute Anderungen im KiBiz werden fiir
die Kindertagespflege Verbesserungen bringen. Allen voran gibt es einige Formulie-
rungen, die klarer ausgefuhrt sind und dazu fuhren konnen und hoffentlich auch wer-
den, dass die Umsetzung dann auch richtig erfolgt. Wir begrifien auf jeden Fall auch
die Erganzung in der QHB-Qualifizierung.

Zum Thema ,Finanzierung®. Einige bzw. viele Kommunen erhéhen die laufende Geld-
leistung in der Kindertagespflege anhand der Fortschreibungsrate. Das ist nattrlich nicht
so vorgeschrieben, aber viele machen es so. In diesem Jahr haben wir erstmals eine
negative Fortschreibungsrate, die dazu fuhrt, dass die Kindertagespflegepersonen ab
August ein geringeres Einkommen haben, obwohl die Kosten trotzdem weiter steigen.
Wir haben keine Auffangsituation wie in den Kitas, dass zusatzlich finanziert wird. Die
Kindertagespflegepersonen werden ab Sommer real weniger Geld verdienen.

Die Aufsplittung in Bildungsdokumentation und Lernstandserhebung wird auch zu
mehr Aufwand in der Kindertagespflege fihren. Die mittelbare Arbeit wird zwar im Mo-
ment schon finanziert, aber nicht in dem Umfang, wie die mittelbare Arbeit tatsachlich
Zeit kostet. Wenn dann noch die Erweiterung dazukommt — im Moment ist es so, dass
Bildungsdokumentation in der Kindertagespflege nur anzustreben ist — und die Bil-
dungsdokumentation verpflichtend werden soll, dann wirde im Gegenzug die Vergu-
tung fur die mittelbare Arbeit nicht mehr ausreichen.

Zur Verlasslichkeit. Es gibt die Problematik, dass durch die aktuelle Verringerung der
Kinder die Platze in den Kindertagespflegestellen nicht voll besetzt werden. Wir haben
die Problematik, dass dadurch die Konkurrenz zwischen Kita und Kindertagespflege
noch groler wird. Wir erleben aber auch, dass Eltern, die nach Betreuungsplatzen
fragen, in den Jugendamtsbezirken vorrangig Kita-Platze angeboten werden und Kin-
dertagespflegepersonen gar nicht erwahnt werden. Die Platzvergabe musste transpa-
renter sein, damit die Kindertagespflegestellen von den Eltern auch gefunden werden.
Das ist nach wie vor sehr unbefriedigend. In vielen Kommunen werden schon Online-
portale genutzt. Aber auch dabei wird die Kindertagespflege meistens nicht ausrei-
chend berUcksichtigt. Sie konnen in diesen bestehenden Onlineportalen meistens
nicht inre Platze zur Verfigung stellen und dadurch auch nicht sichtbar werden. Diese
Dinge machen es hinsichtlich der Verlasslichkeit auf jeden Fall schwierig.

Alexandra Bayram (Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen): Es ent-
steht immer der Eindruck, die Kindertagespflege sei eine Nische. Die Kindertagespflege
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ist ein gleichberechtigtes und rechtserflullendes Betreuungsangebot. Sie hat ihre Vor-
teile, aber selbstverstandlich wie jedes System in unserer Gesellschaft auch Nachteile.
Das ist nicht von der Hand zu weisen, aber es bietet eben auch ein gro3es Pfund an
Vorteilen. So klein ist die Nische in NRW nicht: 30 % der U3-Kinder werden in der
Kindertagespflege betreut.

Bezlglich der Uberbelegung von Gruppen, der Belastung des Personals und der Bil-
dungschancen etc. — wir haben es schon von den Kolleg*innen aus den Tragerreihen
gehort — mochte ich dringend darauf hinweisen und wie Frau Konrath appellieren, darauf
mit gutem Auge zu blicken. Denn diese Strukturen irgendwann wieder neu zu schaffen,
wurde kaum maoglich sein und ein erhebliches Mehr an Finanzmittel bedeuten.

Doris Feldmann (Verband Bildung und Erziehung, Landesverband NRW): Es
reicht eben nicht — das ist gerade schon sehr deutlich geworden —, Qualitat zu fordern
und zu formulieren. Entscheidend sind die Bedingungen, unter denen unsere Kollegin-
nen und Kollegen sie dann auch tagtaglich umsetzen mussen. Wir mochten uns sehr
herzlich fur die Mdglichkeit zur Anhérung bedanken.

Es wurde nach der Bewertung der Veranderungen gefragt. Ausgesprochen anerken-
nen mdchten wir die Nachjustierung, die es in der letzten Woche und ehrlich gesagt
auch schon davor gegeben hat. Es sind wichtige Schritte in die richtige Richtung, die
zeigen — das freut uns sehr —, dass Stellungnahmen und auch Kritik wirksam sind.

Gleichzeitig mussen wir jedoch eine Sache feststellen: Weniger schlecht ist eben nicht
gut. Gut muss die frihkindliche Bildung aber sein, damit sich die Gewinnerwartung
einstellt und die fruhkindliche Bildung die viel zitierte hohe Rendite bringt, die wir ihr
immer zuschreiben. Vielleicht anders gesagt: Das Licht, Gber das wir uns wirklich sehr
freuen, wirft auch machtig Schatten. Ich nenne ein paar Beispiele.

Die Erhéhung der Kernzeiten ist grof3artig, und es ist wirklich eine tolle Sache, dass
wir diesbezuglich auch gehort worden sind. Es bleibt aber diese unsagliche Fragmen-
tierung in Kern- und Randzeiten. Auch fur uns als VBE ist klar, dass Bildung, Erzie-
hungsbetreuung untrennbar ist und mit einem gleichbleibenden Qualitatsstandard um-
gesetzt werden muss. Es erreichen uns wirklich viele Fragen, wie das in der Praxis
gehen soll, ob bei Situationen des Ankommens und bei der Kommunikation mit den
Eltern die Arbeitszeiten in der Randzeit geteilt werden muissen. In erster Linie macht
uns aber die Diskontinuitat durch wechselnde Bezugspersonen der Kinder nach wie
vor grol3e Sorgen.

Wir erkennen an, dass es keine grofReren Gruppen im U3-Bereich gibt, geben soll und
geben darf. Trotzdem gibt es in den anderen Gruppenformen die Mdglichkeit, zwei
Kinder zusatzlich aufzunehmen. Das soll im Ausnahmefall fur sechs Wochen so sein.
Wir wissen aber alle miteinander, dass der Ausnahmezustand in unseren Bildungsein-
richtungen mittlerweile die neue Realitat ist und so eine Befristung sehr fragwurdig ist.

Die 15.000 Euro fur die eingruppigen Einrichtungen helfen ganz vielen kleinen Einrich-
tungen, in denen nachweislich eine hohe Qualitat vorherrscht. Diese 15.000 Euro wur-
den — auch das muss man sagen — seit 2008 nicht erhdht. Es ist fraglich, ob das dem
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Anspruch, zu stabilisieren, dann auch wirklich gerecht wird. Auch die Alltagshilfe, die
Kita-Helferinnen werden nun mit 16.000 Euro verstetigt, friher waren es 20.000 Euro.

Nicht zuletzt mdchten wir aber die finanziellen Verbesserungen loben, die die Veran-
derungen mit sich bringen, wie Fachberatung, Sprachférderung. Alle wissen von dem
Spannungsfeld. Es gibt namlich gleichzeitig eine strukturelle Unterfinanzierung. Dazu
ist in der Runde schon wirklich sehr viel Wichtiges gesagt worden. Ich fasse es mit
diesem Satz zusammen: Wenn das Strickmuster falsch ist, dann haben es Verande-
rungen naturlich auch machtig schwer.

Ich gehe kurz auf die Frage, welches Personalprofil vertretbar ist, ein. Multiprofessio-
nalitat funktioniert immer dann, wenn sie nicht nur auf ,multi, auf viele Personen, die
reingeholt werden, sondern auch auf Professionalitat fokussiert ist. Die Idee der Rand-
und Kernzeiten sehen wir als VBE genauso kritisch wie die Absenkung von Personal-
standards und diese gelockerten Personalvorgaben, der groere Kreis von Personen,
die Fachkraftestunden abdecken konnen oder die sogenannten profilrelevanten
Krafte. Das ist aus unserer Sicht alles nur vertretbar, wenn die Fachkraftequote gleich-
zeitig durchgangig hoch ist.

Den Bildungsauftrag, Frau Gebauer, Sie fragten danach, sehen wir tatsachlich gefahr-
det, weil diese Fachkraftequote im Bundesvergleich insbesondere in Nordrhein-West-
falen stark rucklaufig ist. 14 % war die letzte Zahl, die ich gefunden habe, bundesweit
waren es 9 %. Das muss uns wirklich alarmieren. An dieser Stelle mussen wir tatsach-
lich warnen, dass wir uns konkret an dieser Stellschraube, die Sie angefragt haben,
ganz grol3e Sorgen um die fruhkindliche Bildung machen.

Philipp Stewart (ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirk
Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank, fur die Einladung, danke, Herr Dr. Maelzer, fur
die Frage. Viele Dinge, die schon kritisiert wurden, teilen auch wir. Mit Blick auf die Zeit
wiederhole ich das nicht.

Herr Dr. Maelzer, ich kenne keine einzige Erzieherin oder Kinderpflegerin, die bei uns
organisiert ist, die diese Reform gut findet oder fur eine Verbesserung ihrer Arbeitsbe-
dingungen halt. Die Problematik liegt darin, dass aus unserer Sicht neben den Spezi-
fika — die Finanzierungsthemen teilen wir — vor allem Hypothesen aufgestellt wurden,
die der Praxis gar nicht standhalten — etwa die Idee, Kern- und Randzeiten einzuflihren
und dann genug Erganzungskrafte fur diese Randzeitbetreuung zu haben. Es fehlen
auch Erganzungskrafte. Ich weild nicht genau, woher die kommen sollen.

Die 5-Stunden-Buchungsschritte sind eine Erhdhung des Aufwands. Es ist schon ge-
sagt worden, dass die Leitungen dann zusatzliche Aufwande haben werden. Das Sig-
nal, dass Uberbelegungen Gberhaupt moglich sind, war fiir die Bestandsbelegschaften
relativ fatal, weil man den Menschen gesagt hat: Wir kdnnen uns vorstellen, dass ihr
auch das noch zusatzlich macht. — Es ist ein Schritt in die richtige Richtung, dass das
nun ein Stick weit zurtickgeschraubt wurde.

Ich teile aber auch, was bisher gesagt wurde, namlich dass ein schlechter Entwurf
nicht dadurch besser wird, dass er ein bisschen verbessert wird, sondern es bleibt
immer noch bei einer Reform, die nicht grundsatzlich genug ansetzt. Diese hatte
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namlich an der Finanzierung, an der Qualifikation von Bestandspersonal ansetzen
mussen, um dieses insbesondere im Hinblick auf die demografische Entwicklung zu
halten, und hatte auch sehr stark auf Ausbildung und Qualifizierung setzen mussen.
All diese Dinge sind zusatzlich zu den anderen Punkten unterentwickelt.

Man merkt, dass ein juristisch-technokratischer Blick auf die Fragestellung geworfen
wird, wie die Einrichtungen geodffnet werden konnen, und wenig im Blick ist, was fur
die Kinder padagogisch sinnvoll ist. Es braucht in der Ausgestaltung des KiBiz aber
genau den umgekehrten Blick — also zuerst darauf, was padagogisch fur Kinder und
Beschaftigte sinnvoll ist und dann auf die Frage der Offnungszeiten — so schwierig
diese Thematik auch ist. Wir verschlief3en uns nicht der Diskussion. Viele Eltern sind
bei uns organisiert. Das sind haufig Eltern, die beide Vollzeit arbeiten mussen und auf
das System angewiesen sind. Es ist aber niemandem damit geholfen, nach aufen
Stabilitat und Verlasslichkeit zu suggerieren, durch die Reform dann aber Instabilitat
und Unverlasslichkeit in die Einrichtungen zu bringen.

Sandra van Heemskerk (komba gewerkschaft nrw): Auch wir bedanken uns fur die
Moglichkeit der Stellungnahme. Ich méchte mich meinem Vorredner, Philipp Stewart
gerne anschlielen. Vieles des Gesagten teilen wir als komba gewerkschaft. Ich
mochte grundsatzlich sagen: Wir in Deutschland haben nicht viele Ressourcen, aber
Bildung. Bildung ist unsere Ressource. In Sonntagsreden héren wir immer, wie wichtig
der Politik das Thema ,Kinder und Jugendliche® ist. Genau in solchen Gesetzgebungs-
verfahren sollte sich das grundsatzlich immer bemerkbar machen — sofern wir unsere
einzig wichtige Ressource starken wollen.

Grundsatzlich ist es schwierig — und das erkenne ich an —, in Verantwortung zu sein,
ein solches Gesetz zu novellieren. Welche grundsatzlichen Vorgaben liegen bzw. was
liegt Uberhaupt vor? Dazu gehoéren auch die Eckpfeiler. Was bedeutet der Rechtsan-
spruch? Mit Blick auf die Bundesebene lasst sich fragen: Was bedeutet denn der
Rechtsanspruch auf bedarfsgerechte Betreuung?

Wir haben es beim Ganztag in der Grundschule — Gott sei Dank — mit Zahlen hinterlegt.
Da ist er auf acht Stunden reglementiert. Das haben wir im U3- und U3-Bereich aber
nicht. Das macht es insbesondere so schwierig. Wir diskutieren immer wieder etwa
darlber, dass die Betreuungszeit von Kindern in der Kita Gber einer durchschnittlichen
Vollzeitaquivalenz von Beschaftigten liegt. 45 Stunden kdnnen Kinder in der Kinderta-
gesstatte verweilen. Das sind funf Stunden mehr, als Menschen grundsatzlich in Voll-
zeit arbeiten. Darauf miussen wir blicken. Es ist trotzdem ein Auftrag fur NRW, dies in
Richtung Bundesrat zu diskutieren.

Wir sind als komba gewerkschaft nicht realitatsfremd. Wir sehen, was gerade passiert
und wie wenig Personalressourcen vorhanden sind. Trotzdem ist eine Qualifikationsab-
senkung hinsichtlich des Personals oder der padagogischen Arbeit naturlich auch ein
Signal an die Attraktivitat dieses Berufsfeldes. Wenn sich junge Menschen — gerade sind
nicht mehr viele junge Menschen oben auf der Triblne — fur diesen Bereich interessie-
ren, aber immer wieder héren, wie schwierig und anstrengend es ist und wie wenig man
eigentlich von dem, was man vier oder funf Jahre lang gelernt hat, umsetzen kann, weil
padagogische Arbeit eben nicht ganz vorne steht, dann werden sie das System nicht
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attraktiv finden. Gleiches qilt fur all die multiprofessionellen Krafte, die mittlerweile Gber
die Personalverordnung in den Kitas arbeiten konnen. Man muss sich generell die Frage
stellen, ob man die grundstandigen Ausbildungen nicht ein Stlick weit unattraktiv macht,
wenn man mit — ich sage das bose — schnellen Weiter- und Fortbildungen oder sonsti-
gem am Ende doch als Fach- oder Erganzungskraft arbeiten kann.

Die vorgenommenen Anderungen méchte ich grundsétzlich erst einmal loben. Ich bin viele
Jahre im Geschaft. Dass vor einer Anhdrung an einem Gesetzentwurf so grundsatzlich
noch einmal Anderungen vorgenommen wurden, I&sst mich zumindest hoffen, dass auch
angekommen ist — das haben wir als Gewerkschaften, ich spreche fur uns alle, immer wie-
der angemahnt und uns gewunscht —, dass kritische Stimmen gehort werden und mit innen
auch gearbeitet wird. Es ist auf jeden Fall ein Signal, dass damit gearbeitet wurde.

Wir hatten uns einen grundsatzlich anderen Gesetzentwurf gewunscht, der auch die
Beschaftigten viel starker und nicht nur die Betreuungsverlasslichkeit berlcksichtigt.
Die Grunde habe ich eben schon angedacht. Wir sind froh dartber, dass das Thema
,Gruppengroflen“ wieder zurickgedreht worden ist. Wir hatten uns kleinere Gruppen
gewunscht. Das haben wir in unseren Ausfuhrungen immer wieder genannt. Praxisan-
leitung gestarkt, Kita-Helfer-Programm.

Ich komme kurz zu den Kern- und Randzeiten. Wir lehnen sie grundsatzlich ab. Dass
die Kernzeit nun auf 35 Stunden erhoht worden ist, ist erst einmal ein guter Schritt. Es
wird zu wenig darauf hingewiesen, dass das im Rahmen des Gesetzes nur eine Mog-
lichkeit ist. Je mehr wir dem einen Schwerpunkt geben, umso mehr glauben Trager
dann, dass sie das auch eins zu eins so umsetzen sollen. Wir hatten uns gewunscht,
dass es, sofern daran festgehalten wird, auf jeden Fall einen Antrag oder eine Evalu-
ierung gibt, damit — das haben meine Vorredner und Vorrednerinnen schon gesagt —
nicht aufgrund finanzieller Probleme der Trager, um finanziell irgendwie gesund zu
bleiben, auf dieses System zuruckgegriffen wird. Eine Kontrolle, ob Trager trotzdem
die Anstrengungen unternehmen, qualifiziertes Personal zu gewinnen, ware wichtig.

Mit den VerfiUgungszeiten mochte ich schliefen. Wir haben es beim letzten Mal — ich
sage es sehr salopp — extrem gefeiert, dass die Verfugungszeiten mit 10 % in das KiBiz
aufgenommen wurden. Wir haben mit unseren Mitgliedern daruber diskutiert und ge-
sagt, dass das eine erste Pflanze im Gesetz ist, die jetzt weiterwachsen kann. Dass das
nun herausfallt, ist wirklich einer der grof3ten Kritikpunkte — auch seitens unserer Mit-
gliedschaft. Denn das war sowieso die Zeit, die in heiklen Personalzeiten trotz Nieder-
schrift im Gesetz immer wieder hintenuberfiel, aber zumindest immer wieder nach vorne
geschoben wurde. Dass sie jetzt nicht im Gesetz steht und sie auf Freiwilligkeit beruht,
ist ein wirklich grof3er Einschnitt in die padagogisch qualitativ hochwertige Arbeit.

Daniela Heimann (LEB - Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in
Nordrhein-Westfalen): Wir mochten uns recht herzlich fur die Moglichkeit, heute an
der Anhoérung teilzunehmen und Stellung flr die Eltern zu beziehen, bedanken.

Ich mochte zunachst auf die Frage der AfD-Fraktion nach der Sicherstellung des Kin-
derschutzes und der Sicherung der Bildungsarbeit eingehen, die direkt an uns gerichtet
wurde. Ilch mochte betonen, dass bereits heute nicht jede beliebige Person im System
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.Kindertagesbetreuung“ tatig werden kann. Es bedarf eines Flhrungszeugnisses, und
es gibt Mindestanforderungen an Qualifikationen. Damit sind zum Beispiel auch die The-
men ,Kinderschutz“ und ,Gefahrenabwehr® verankert. Das versichert uns zumindest
glaubhaft, dass Kinder in den Einrichtungen nicht grundsatzlich gefahrdet sind.

Trotzdem nehmen wir zur Kenntnis, dass mit der Einflhrung des Randzeitenmodells
daruber nachgedacht wird, einen weiteren Personenkreis in gro3erem Umfang in den
Einrichtungen tatig werden zu lassen. Ich bin Sandra van Heemskerk sehr dankbar,
dass sie mein Verstandnis bestatigt hat: Das ist nur eine Option. Wir haben das Kern-
und Randzeitenmodell immer als Option und nicht als Muss fur Trager verstanden,
mehr Handlungsspielraum zu erlangen. Wir hoffen instandig, dass Trager nicht die
padagogischen Fachkrafte aufkiindigen und Erganzungskrafte suchen.

Mit Blick auf den Kinderschutz mdchten wir betonen, dass es auch heute schon Regelun-
gen zu verbindlichen Kinderschutzkonzepten gibt. Wir wirden uns sehr stark wiinschen,
dass auch Eltern starker in die Verantwortung genommen werden, diese Entwicklung der
Kinderschutzkonzepte und auch die Uberarbeitung zu begleiten und daran mitzuwirken.
Das hat zum einen den Vorteil, dass Eltern besser verstehen, wie Kinderschutz in Einrich-
tungen gesichert wird, und auch mittragen kénnen, was dort entwickelt wird.

Wir haben in unserer Stellungnahme — das mochte ich anmerken — auch zum § 15
Stellung genommen, der bisher unverandert im Gesetzentwurf fortbesteht. Damit wird
darauf hingewirkt, dass das padagogische Personal in den Einrichtungen sein Handeln
an den Mdoglichkeiten der Kinder ausrichten soll. Wir appellieren stark dafur, mit Blick
auf Personalverordnung und erweiterte Personenkreise sowie auch profilrelevante
Krafte zu Uberlegen, diese Regelungen zu 6ffnen und diesen Personenkreis auch
mehr in die Pflicht zu nehmen.

Wir appellieren sehr stark daflr, die Elternmitwirkung zu verscharfen, um den Eltern
eine Moglichkeit zu geben, besser zu verstehen, was in den Einrichtungen geschieht,
und wie sie daran mitwirken kdnnen. Wir sehen, dass zwar Anhdrungsrechte vorgese-
hen sind, diese allerdings sehr spat eingeholt und Gestaltungshinweise nicht zur
Kenntnis genommen werden. Wir winschen uns diesbezuglich dringend, dass Eltern
starker in die Pflicht genommen werden, auch Entscheidungen vorab mitzudiskutieren
und am Ende mitzutragen. Darunter wirde dann auch die Diskussion uber personelle
Anderungen fallen. Darin sehen wir eine Mdglichkeit, dass mit einem kommenden
Kern- und Randzeitenmodell ein Kita-Trager oder eine Einrichtung nicht beliebig agie-
ren kann, ohne die Eltern mit an Bord zu nehmen.

Ich mdchte im Zusammenhang mit dem Kinderschutz auf die Uberlegungen zu den
Uberbelegungsmdglichkeiten in den Einrichtungen eingehen. Auch wir haben im ers-
ten Gesetzentwurf mit Erschrecken zur Kenntnis genommen, dass man ohne vorhe-
rige Debatte dazu Gibergehen wollte, die geplanten Uberbelegungsméglichkeiten aus-
zuweiten. Wir sind deutlich erleichtert, dass dies zuriickgenommen wurde, hatten uns
aber im Umkehrschluss gewlnscht, dass schon mit dem ersten Gesetzentwurf darauf
hingewirkt wird, Uberbelegungsméglichkeiten einzugrenzen.

Wir appellieren daher sehr stark dafiir, geplante Uberbelegungsmaéglichkeiten im KiBiz
zukunftig abzuschaffen, damit Trager im Rahmen der Jugendhilfeplanung gar nicht
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erst mit Uberbelegungen agieren kdnnen, sondern dass Uberbelegungsméglichkeiten
ausschlieBlich fur unterjahrige Akutbedarfe nutzbar werden. Das hat schlicht und er-
greifend den Vorteil, dass dadurch Gruppengréflen kleiner werden, weil viele Gruppen
nach wie vor uberbelegt sind. Das wurde die Stressbelastung reduzieren und auch
dem Umstand Rechnung tragen, dass die Raumempfehlungen flir Kindertageseinrich-
tungen schon seit langer Zeit nicht mehr Uberarbeitet wurden.

Wir sehen zumindest bei dem Fortbestand der Uberbelegungen die Notwendigkeit, die
Raummatrix zu uberarbeiten. Wir haben auch heute schon einen sehr komplexen Be-
darf in den Einrichtungen. Es gibt steigende Zahlen von Kindern mit Férderbedarfen
und drohender Behinderung. Es braucht andere Raumlichkeiten, auch Raumlichkeiten
fur Therapien oder explizite Rickzugsmaoglichkeiten fir Kinder mit Neurodivergenzen,
um ihnen einen gewissen Raum in den Einrichtungen zu geben, sich zu entfalten und
sich dort auch wohlzufihlen.

Ich mochte kurz auf die 5-Stunden-Buchungsschritte eingehen, auch wenn das keine
an uns direkt gerichtete Frage war. Wir begrufen den Schritt in Richtung 5-Stunden-
Buchungsschritte. Wir erkennen an, dass dies eine Komplexitat in der Verwaltung mit
sich bringt. Trotzdem bekommen wir die Ruckmeldung, dass Eltern oftmals in hohe
Buchungsumfange hineingedrangt werden. Frau van Heemskerk hat gerade gesagt,
dass es wenige Eltern mit tatsachlich mehr als 40 Stunden Arbeitszeit in der Woche
gibt. Wir nehmen wabhr, dass trotz allem gerade im U3-Bereich sehr viele 45-Stunden-
Platze bestehen. Wir wirden uns daher sehr wunschen, dass diese 5-Stunden-Bu-
chungsschritte in der Kombination mit den Bedarfsabfragen, die im zukunftigen Gesetz
deutlich verstarkt gefordert werden, genutzt werden, um auch kleinere Buchungsum-
fange vertraglich zu vereinbaren. Das wurde Eltern auf der Elternbeitragsseite finanzi-
ell entlasten, aber auch dazu beitragen, dass man einen besseren Blick auf den ei-
gentlichen Bedarf der Eltern im System hat.

Dr. Antonius Hamers (Katholisches Biiro NRW): Meine Damen und Herren Abge-
ordnete, erst einmal herzlichen Dank, dass wir uns zu diesem Themenbereich aulern
durfen und dass wir eingeladen worden sind. Sie sehen nicht nur an unserer Starke,
unserer Delegation von drei Personen, sondern auch an der Anzahl der Einrichtungen,
die wir als katholische Kirche in Nordrhein-Westfalen nach wie vor haben, dass dieser
gesamte Bereich fur uns sehr wichtig ist. Etwa ein Viertel der Kindertageseinrichtungen
sind in katholischer Tragerschaft.

Wir haben allein im letzten Kindergartenjahr Gber 160 Millionen Euro aus unseren Mit-
teln hineingegeben. Das zeigt, wie wichtig dieser Bereich flr uns ist. Das soll er auch
in Zukunft sein. Zugleich mussen wir eingestehen, dass wir jedenfalls in dieser Hohe
nicht mehr dazu in der Lage sein werden, unsere finanziellen Mittel dort einzubringen.
Deswegen haben wir ein groRes Interesse daran, dass es eine dauerhaft verlassliche
Finanzierung in diesem Bereich gibt, und begrif3en die Novelle. Ich gehe nicht auf die
konkreten AuRerungen unserer Stellungnahme ein.

Florian Strecker (Katholisches Biiro NRW): Wir begriften die Verbesserungen im
vorliegenden Anderungsantrag zum vorliegenden Gesetz grundsatzlich. Wir gehen
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bezuglich der Veranderungen in der Sprachférderung der Kita-Helfenden, der Anpas-
sung der GruppengrofRen gerne mit. Das sind Forderungen oder Ideen, die wir auch in
unserer Stellungnahme gemeinsam mit dem evangelischen Blro und den evangeli-
schen Landeskirchen geaul3ert haben. Das sind unseres Erachtens wichtige, sinnvolle
und notwendige Schritte.

Diese Schritte sind gerade im Bereich der Sprachférderung an die 106 Millionen Euro
gekoppelt, die dem System nicht entzogen werden — das haben wir zu Beginn der
Anhorung schon gehort — und insbesondere durch den demografischen Wandel, durch
die zurlickgehenden Kinderzahlen frei werden. Wir sind dankbar daftir, dass diese im
System bleiben kdnnen. Wir hoffen und gehen davon aus, dass dies kein Einmaleffekt
sein wird, sondern auch in zuklnftigen Kindergartenjahren ermoglicht werden kann.

Im vorliegenden Gesetzentwurf sehen wir — das steht auch weitgehend in unserer Stel-
lungnahme, deshalb werde ich das nicht in Ganze ausfihren — Verbesserungen ge-
rade im Bereich der Fortschreibungsrate. Dieses alljahrliche Finanzierungsdelta hat
uns in den vergangenen Jahren sehr stark beschaftigt und wird in Teilen durch den
Landesanteil kompensiert werden. Diesbezuglich besteht naturlich weiterer Verbesse-
rungsbedarf, wenn wir irgendwann perspektivisch auf eine auskdbmmliche Finanzie-
rung unserer Einrichtungen, aller Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen blicken wollen.

Viele Anfragen haben wir im Bereich der Sachkosten, namlich dass diese wirklich
ganzlich dargestellt werden. Das bezieht sich insbesondere auch auf Investivmittel in
den Bereichen, in denen wir bspw. Ersatzbauten fur Einrichtungen bendtigen und
bauen mussen, besonders auch auf die Moglichkeiten, in das Mietmodell zu wechseln.
Die angesetzten Mieten gestalten es aber schwierig, Uberhaupt Investoren zu finden.
Auch diesen Bereichen muss sich perspektivisch dringend gewidmet werden.

Auf die Frage, ob die Anderungen substanziell sinnvoll oder ein Pflaster sind: Fir uns
sind das sehr sinnvolle Schritte. Wir sind auf einem guten Weg, in einem guten Aus-
tausch in den letzten Wochen und Monaten und gehen mit diesem Gesetz wichtige
Schritte. Wir setzen in den nachsten Wochen, Monaten und Jahren sehr auf den Dia-
log, um das Kinderbildungsgesetz gemeinsam weiter zu gestalten — in Verantwortung
fur die Kinder und Familien in diesem Land.

Vera Nosek (Evangelisches Biliro NRW): Auch wir danken sehr flr die Einladung zur
Anhorung. Ich beziehe mich wie Herr Strecker auf die Frage von Frau Gebauer zur
Bewertung der jiingsten Anderungen. Wir begriiRen diese ausdriicklich, halten sie fiir
eine fachlich sinnvolle Nachsteuerung. Alle finf Anderungen nehmen wichtige Anlie-
gen unserer Stellungnahme auf. Ich nenne sie nicht im Einzelnen, weil das schon
mehrfach getan wurde. Das soll aber unseren Dank nicht schmalern.

Wir sehen fir diesen aktuellen Prozess im Rahmen dieses Gesetzentwurfs noch zwei
ganz akute Nachsteuerungsbedarfe, die bearbeitet werden mussten, damit es fur uns
ein wirklich hilfreicher Schritt wird.

Das ist einmal die Frage der Buchungsschritte. Herr Jentgens und Herr Euler haben
dazu schon ausgefuhrt. Zu den Buchungsschritten wird auf Seite 4 im Gesetzentwurf
prognostiziert, dass sie zu einer finanziellen Entlastung des Landes, der Jugendamter,
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der Eltern und der Trager fihren. Wir haben als Trager zumindest fur die Tragerseite
eine andere Prognose. Wir sehen, wie schon ausgefuhrt wurde, ein sehr hohes wirt-
schaftliches Risiko. Das droht, die finanziellen Verbesserungen, die in einem Gesetz-
entwurf vorgesehen sind, aufzufressen. Darum hoffen wir sehr, dass es noch zu einer
Anderung kommt. Wir danken aber dafiir, dass wir in den letzten Wochen gute Ge-
sprache gefuhrt haben und hoffen, dass dieser Prozess noch weitergeht.

Der zweite akute Anderungsbedarf bezieht sich auf § 33. Wir halten an dieser Stelle
eine Klarstellung fur wichtig, dass sich die erhohte Kindpauschale fur Kinder mit oder
mit drohender Behinderung der KiBiz-Logik folgend nicht nur auf die Personalkosten,
sondern auch auf die Sachkosten bezieht. Das klingt nach einem sehr engen, sehr
fachlichen Thema. Es macht aber grole Probleme in der Praxis. Wir hoffen, diese
Reibungsverluste in Zukunft nicht mehr zu haben.

Wenn diese beiden Themen noch bearbeitet werden kdnnten, halten wir das Gesetz
insgesamt fur einen hilfreichen Schritt, aber nicht fur die Losung aller Probleme. So
war aber der Prozess von vornherein nicht gerahmt. In der Praambel zu den Eckpunk-
ten heifl3t es: ,Mit einer Reform des KiBiz sollen Anspruch und Umsetzungsmaoglichkei-
ten wieder nadher zusammengebracht werden.“ Dieses ,naher zusammenbringen® ist
ein Prozess. Dafur wird ein Schritt gemacht, weitere mussen folgen. Herr Strecker und
Herr Euler haben das gerade schon ausgeflhrt.

Ich mochte fur den evangelischen Bereich betonen, dass wir als vermeintlich reiche Tra-
ger ein grofes Interesse an einer realistischen Betrachtung des Themas , Trageranteile®
haben. Ich moéchte mich Frau Weber anschliel3en, die ausgefuhrt hat, was das Thema
»1rageranteile” fir die kommunale Seite bedeutet. Ich mdchte berichten, dass wir durch
die standig notigen Verhandlungen zum Thema ,Trageranteile” ganz viele personelle
Ressourcen verbrauchen, die anders eingesetzt werden kdnnten. Wir halten es fur nétig,
das im Prozess zur Kita-Formel weiter zu bearbeiten — genauso wie die anderen finan-
ziellen Fragen, die Herr Strecker und Herr Euler schon genannt haben.

Einen Aspekt mochte ich noch hervorheben: Wir brauchen eine Regelung, um unsere
evangelischen Strukturen halten zu kdnnen, denn das méchten wir gerne. Diesbezug-
lich schliel3e ich mich den Ausfuhrungen von Herrn Dr. Hamers an. Auch wir wollen
weiterhin eine gute Kita-Arbeit, motiviert durch einen christlichen Hintergrund fur alle
Kinder machen. Dafur brauchen wir die Moglichkeit, in das Mietmodell zu wechseln.
Der Transformationsprozess in unseren Einrichtungen macht das nétig.

Dr. Fritz Jaeckel (Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen): Vielen Dank,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, dass Sie mir die Moglichkeit zur Stel-
lungnahme geben. Ich bin Vertreter der IHK Nord Westfalen. Ich erlautere Ihnen kurz,
warum ich heute eingeladen bin. Meine Berufsbiografie hat namlich zu diesen The-
men, die wir heute beraten — ich bin deshalb vielleicht ein ungewdhnlicher Vertreter —
einige Bezuge: Ich habe 24 Jahre in der Verwaltung und Politik des Freistaats Sachsen
gearbeitet und hatte mit Gesetzgebungsvorhaben in den Bereichen ,Kita“ und ,Schul-
versorgung“ beruflich viel zu tun.
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Herr Kamieth, ich mdchte gerne mit der Beantwortung lhrer Frage beginnen. Sie haben
danach gefragt, inwieweit dieser Gesetzentwurf eine Verlasslichkeit fur die Unterneh-
men in Nordrhein-Westfalen schafft, um mit Beschaftigung sicherer planen zu kdnnen.
Ich kann das relativ kurz beantworten. Ich habe mich sehr gefreut, schon im Gesetz-
entwurf der Landesregierung, in der Drucksache an den Landtag unter ,G* und ,H*
entsprechende umfangliche Ausfuhrungen des Gesetzes zu den finanziellen Auswir-
kungen auf Unternehmen und den geschlechterdifferenzierten Betrachtungen zu fin-
den. Ich kenne kein anderes Landesgesetz, in dem das so gemacht worden ist. Das
ist der deutliche Hinweis, dass Schule und Kita — wir beschaftigen uns heute mit dem
KiBiz — auch das Ziel verfolgen, die Erwerbsneigung und die Erwerbstatigkeit in NRW
geschlechterunabhangig auf einem hohen Niveau zu halten. Das begruf3e ich als Ver-
treter der regionalen Wirtschaft naturlich ausdrucklich. Insofern war das der erste Teil
»volkswirtschaftliche Anmerkungen®.

Zweiter Teil zu dem Anderungsantrag und dem Gesetzentwurf in Ganze. Ich komme
gleich noch zu Details. Es ist unglaublich erstaunlich — das mdchte ich als ehemaliger
Landespolitiker auch ausdrucken —, dass so kurzfristig vor einer Anhorung ein derartig
qualifizierter Anderungsantrag auf den Tisch des Hauses gelegt und uns zugeleitet
worden ist. Vieles, was meine Vorrednerinnen und Vorredner schon gesagt haben,
brauche ich nicht zu wiederholen.

Ich mochte auf einen Punkt hinweisen: 421 Millionen Euro sollen vom Landeshaushalt
im Jahr 2027/2028 zusatzlich als Mehrausgaben zur Verfligung gestellt werden. Das
ist eine halbe Milliarde Euro. Angesichts der Debatte um Ressourcen in der Bundes-
republik Deutschland auf allen staatlichen Ebenen, auf allen kommunalen Ebenen, bei
freien Tragern und auch bei uns in der Wirtschaft mochte ich herausstellen, fur wie
bedeutsam ich das halte. Ich teile auch die Ausfuihrungen der Kolleginnen und Kolle-
gen heute: Kraftakt, Ausnahmezustand, Kita und Schule im Stress usw.

Lassen Sie mich aber bitte noch kurz einiges zum Gesetzentwurf im Detail sagen. Ich
habe im Vorfeld der heutigen Anhorung noch einmal mein Netzwerk konsultiert und hatte
heute Morgen eine kleine Telefonkonferenz mit Kitaleiterinnen im Freistaat Sachsen. Ich
mochte Ihnen gerne neben der Stellungnahme, die ich nicht wiederholen brauche, etwas
mit auf den Weg geben: Es war unglaublich spannend, zu héren, dass das Modell der
Kern- und Randzeiten Mitte der 60er-Jahre in der DDR eingefuhrt worden ist. Auf meine
Frage an die Kitaleiterinnen, was deren Erfahrung damit sei, kam eine positive Rick-
meldung — allerdings mit einigen interessanten Gelingensbedingungen.

Eine Gelingensbedingung, die mir gegenuber heute formuliert worden ist und die ich mit
in den Landtag bringen sollte, wurde gerade schon seitens des Kinderschutzbundes er-
wahnt: Eine ganz wichtige Gelingensbedingung ist, dass die Gruppen, auch wenn sie
groler werden, moglichst homogen sind. Ich brauche nicht ausfuhren, was der Kinder-
schutzbund gesagt hat. Mit homogenen Gruppen lasst sich hinsichtlich Erziehung und
Bildung eine Menge erreichen — je nach Altersgruppe der jeweiligen Kinder, die in diesen
Gruppen sind. Das lasst sich alles diskutieren; man kann das auch anders sehen. Ich
fand diesen Umstand sehr interessant.

Ich habe in der Gesprachsrunde heute Morgen natlrlich auch dargelegt, dass es ein
neues padagogisches Konzept gibt, das aus entsprechend gut ausgebildeten Fachkraften,
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sozialpadagogischen Fachkraften und den entsprechenden Helferstrukturen besteht.
Als Vertreter einer Ausbildungskammer und Organisation, die in Nordrhein-Westfalen
10.000 Auszubildende begleitet, mdéchte ich auf einen psychologischen Effekt hinwei-
sen: Wir sprechen sehr oft von Differenzierung in den Qualifikationen. Das ist fur die
Attraktivitat in einem Berufsumfeld nicht unbedingt von Vorteil. Wir sollten die Fachkrafte
angesichts des Fachkraftemangels und des vorhandenen Bedarfs vielleicht doch weni-
ger nach den Qualifikationen und nach ihren Fahigkeiten betrachten. Das mag Sie er-
staunen, ist bei uns in der Ausbildungsstruktur einer Industrie- und Handelskammer aber
ein riesengroldes Thema. Ich will damit sagen: Jede Fachkraft, die in einer Kita arbeitet,
sollte Wertschatzung, die entsprechende Unterstutzung und auch finanzielle Anerken-
nung — das mdchte ich durchaus zugestehen — flr ihre Arbeit bekommen.

Aus unserer Perspektive ist der Gesetzentwurf gelungen. Ich habe heute Morgen in
der Anhoérung einen Eindruck mitgenommen, der mich seit Beginn meiner Berufslauf-
bahn auch in der Politik beschaftigt, ob alles, was wir diskutieren, Aufgabe der Politik
ist. Das ist das letzte Finding aus den Konsultationen mit den Fachkraften: Vieles ge-
hort auch in die Verantwortung derjenigen, die innerhalb dieses Systems von der lan-
despolitischen Entscheidung betroffen sind. Das bedeutet also: Auch heute Morgen in
meiner Telefonkonferenz kam der deutliche Hinweis, dass das Personal der Leitungen
der Kitas unbedingt weiter qualifiziert und in der Verantwortung gestarkt werden muss,
um mit den zur Verfugung gestellten Mitteln und Moglichkeiten agieren zu konnen.

Eine letzte Bemerkung ...
Vorsitzender Wolfgang Jorg: Das ware schon.

Dr. Fritz Jaeckel (Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen): § 55 Abs. 5
sieht vor, dass das Gesetz hinsichtlich der Finanzierung und der Auswirkungen evalu-
iert wird. Dort sind Sie alle, die Sie heute hier sind, vertreten. Es ist im Gesetz keine
Wirtschaftsvertretung vorgesehen. Ich mochte nicht darum bitten, dass Sie Vertreter
der Wirtschaft aus Nordrhein-Westfalen einbeziehen, aber eine Organisation einzula-
den und vielleicht auch die Auswirkungen eines solchen Gesetzes fur die Wirtschaft
gemeinsam diskutieren zu kdnnen, hielte ich fir angemessen. Es lie3e sich dartber
nachdenken, ob es der Unternehmerverband, der Westdeutsche Handwerkskammer-
tag oder die IHK NRW sein soll. Ich mdchte nur darauf hinweisen, dass wir von diesem
Gesetz in unseren Gremien unmittelbar betroffen sind und viele Diskussionen dazu
haben.

Mike Husing (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Zunachst einmal herzlichen Dank
fur die Einladung zur heutigen Anhérung und der Moglichkeit, Stellung zu nehmen. Der
Gesetzentwurf zum KiBiz enthalt viele gute Aspekte.

Auf das Thema ,Personal“ gehe ich jetzt kurz ein, auch zur Beantwortung der Frage
von Frau Woestmann. Wir sind in einer Zeit, in der das System ,Kindertagesbetreuung®
nicht wirklich verlasslich ist. Es gibt im Kreis Steinfurt mitunter Einrichtungen, in denen
in einem Kindergartenjahr uber 30 Tage Ausfall- oder SchlieRungszeiten, eine Betreu-
ungszeitenreduzierung und Ahnliches anfallen, obwohl in den Einrichtungen durchaus
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Personal, darunter Erganzungskrafte, vorhanden ist. Daher begrif3en wir mit Blick auf
den Fachkraftemangel in den Kindertageseinrichtungen ausdrucklich die mogliche —
ich betone das; niemand muss das tun — Ausrichtung mit den Kern- und Randzeiten.
Wir haben im Rahmen einer AG 78 bereits im Jahr 2019, als der Fachkraftemangel
angefangen hat, das erste Mal Uber solche Moglichkeiten — es war ahnlich; wir nutzten
damals eine andere Begrifflichkeit — gesprochen.

Die in den letzten Monaten gefuhrte grundsatzliche Qualitatsdiskussion dazu kénnen
wir im Kreis Steinfurt so nicht mittragen, da es sich bei den Erganzungskraften — da-
nach haben Sie, Frau Woestmann eben gefragt — um gelernte Fachkrafte handelt. Aus
unserer Sicht ist das ein gutes Modell, damit auch bei Personalausfallen durch Erkran-
kung oder Ahnlichem Bildung Uberhaupt stattfinden kann und Kitas nicht schlieRen
mussen. Wir alle kdnnen es uns sicherlich vorstellen: Nichts ist schlimmer, als wenn
Bildung gar nicht stattfindet, weil die Kinder moéglicherweise zu Hause sind. Auch mit
Blick auf den Kinderschutz ist es bei einigen Kindern sicherlich von Vorteil, wenn sie
in der Einrichtung sind.

Daruber hinaus stellen wir aufgrund der fehlenden Verlasslichkeit des Kindertagesbe-
treuungssystems im Kreis Steinfurt fest, dass gerade Eltern mit Kindern im Alter von
zwei Jahren ihre Kinder nicht mehr in den Kindertageseinrichtungen anmelden, weil
diese eben nicht mehr so verlasslich sind. Es gibt also einen deutlichen Rickgang der
Anmeldequote, weswegen uns mit Blick auf die Bildung und die Einschulung grolde
Sorgen umtreiben.

Um das System der Kern- und Randzeiten verlasslich umzusetzen und Bildung statt-
finden zu lassen, ist es aus unserer Sicht erforderlich, Erganzungskrafte in den Kin-
dertageseinrichtungen in allen Gruppenformen ganztagig einzusetzen. Die Kinderpfle-
gerinnen und Kinderpfleger sind mit entsprechender Qualifizierung und Berufserfah-
rung schon heute in den Einrichtungen einsetzbar. Wir meinten es in unserer Stellung-
nahme so, dass Erganzungskrafte ohne Berufserfahrung und ohne 160 Stunden Qua-
lifizierung in Kombination mit einer Fachkraft auch durchaus in Randzeiten einsetzbar
sein sollten. Damit wirde man flr die Trager wirklich eine flexible Moglichkeit fur die
Tagesstrukturierung oder Tagesgestaltung umsetzen. Soweit zu dem Thema ,Kinder-
pflege”.

Ich komme nun mal aus einem Jugendamt, deshalb lassen Sie mich bitte noch einen
Blick auf die Jugendamter werfen. Ich bleibe beim Thema ,Personal®. Grundsatzlich
positiv finde ich, dass sich das Land bzw. meine Kolleginnen aus den Landesjugend-
amtern — die sitzen rechts neben mir — aus der Prifung der Verwendungsnachweise
zuruckzieht bzw. zurickziehen. Dieser Schritt war an der Zeit, weil wir uns diese Bu-
rokratie sowohl finanziell als auch personell nicht mehr erlauben kénnen.

Gleichwohl fuhrt das ausschlieBlich bei den Landesjugendamtern zu einer Entlas-
tung — das muss sehr deutlich gesagt werden. Fur meine beiden Kolleginnen freut
mich das. Fur uns fuhrt die Einfuhrung aber, auch wenn es keine verlassliche Prifung
ist, sondern nur eine sporadische und per Zufallsprinzip durch die Gemeindeprifungs-
anstalt durchgefihrte, zu einem Mehraufwand in den Kommunen. Darauf wollte ich
noch mal aufmerksam machen, weil wir in den Kommunen das Personal dafur oftmals
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nicht mehr haben. Ich pladiere noch mal fur eine Veranderung und eine Vereinfachung
der Burokratie fur die Jugendamter.

Florian Dudek (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Ich habe noch ein Thema, das
mich als in dem Fachbereich Tatigen sehr bewegt: Das ist das Kindpauschale-System.
Es wurde schon mehrmals angesprochen, dass das ein sehr kleinteiliges System ist,
das mit groRem Aufwand verbunden ist. Direkt zu einem Pauschalsystem Uberzuge-
hen, ist natlrlich ein sehr groRer Schritt. Ich kann das Ansinnen des Landeselternbei-
rats, dass es Uberbelegungen eigentlich gar nicht geben diirfte, auch verstehen.

Ich wirde den Blick ein bisschen auf die Jugendamter werfen. Wenn es das nicht gabe,
wurde uns das kaum Flexibilitat ermdglichen. Es ist fur uns kaum vorhersehbar, wie
viele Kinder geboren, wie viele zuziehen, wie viele wegziehen und wie viele von denen,
die insgesamt da sind, in einer Kita angemeldet werden. Manchmal werden wir Uber-
rascht. Es stellt sich die Frage: Ist es besser, dass Kinder in eine Ubergangsldsung,
ein Provisorium kommen, wenn keine Uberbelegung moglich ist, oder ist es besser,
als 21. Kind in die Gruppe einer Bestandseinrichtung zu kommen? Dariber kann man
diskutieren. Ich glaube, dass es, wenn wir diese Flexibilitat nicht haben, schwierig ist.

Beim KiBiz ist bisher immer nur der Fall der Unterversorgung bedacht worden: Wir
konnen uberbelegen. Wir haben aber nicht bedacht, was denn ist, wenn Gruppen mal
nicht ausgelastet sind. In dieser Situation stecken aktuell viele Landkreise. Dazu habe
ich einen Appel, einen Wunsch. Etwas belegungsunabhangiges ist, glaube ich, nicht
madglich. Wenn aber zumindest die Finanzierung auf Basis von 20 Kindern weiterlaufen
wurde, obwohl beispielsweise zwei Kinder weniger in den Gruppentypen | und 1l sind,
mussten wir nicht direkt so einschneidende MafRnahmen treffen, wie Einrichtungen zu
schlie®en, Provisorien dicht zu machen — in der Phase sind wir gerade —, sondern
dann kénnte das System ein bisschen mehr nach unten und nach oben atmen.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Wir haben die erste Fragerunde hinter uns gebracht
und machen nun 30 Minuten Mittagspause — wir haben eine wirklich hervorragende
Kantine. Ich bedanke mich schon mal fur die vielschichtigen Beitrage, in denen die
Problemlage, glaube ich, vollends aufgegriffen wurde. Nach der Pause wird meine Kol-
legin Eileen Woestmann die Sitzung leiten.

(Unterbrechung von 11:53 Uhr bis 12:28 Uhr)

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Ich mochte darum bitten, dass Sie alle wie-
der Platz nehmen, damit wir weitermachen konnen.

Ich begrife Sie ganz herzlich. Ich hoffe, dass Sie alle sich in der Pause ein bisschen
starken konnten. Wir werden jetzt mit der Anhdrung fortfahren, und zwar mit der zwei-
ten Fragenrunde.

Ich erinnere an die Modalitaten. Wir im Ausschuss haben uns darauf geeinigt, dass
jede Fraktion zwei Fragen an bis zu zwei Sachverstandige stellen darf und dass Sie,
die Sachverstandigen, pro Antwort drei Minuten Zeit haben. Wenn mehrere Fragen an
Sie gerichtet wurden, haben Sie funf Minuten. Ich kindige an, dass ich auf die Zeit
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achten werde. Ich bitte Sie, sehr konkret auf die an Sie gerichteten Fragen zu antwor-
ten und auf das einzugehen, worauf Sie eingehen sollen.

Christina Schulze Focking (CDU): Liebe Expertinnen und Experten, ich habe zwei
Fragen.

Die erste richtet sich an das Katholische Buro — die Sachverstandigen sind im Moment
noch nicht wieder anwesend; ich gehe dann gleich, sobald Sie wieder da sind, einmal
ruber, stelle meine Fragen aber schon mal flr das Protokoll — und an das Kreisjugend-
amt Steinfurt. Erklartes Ziel ist es, gemeinsam mehr Stabilitat und Verlasslichkeit in die
Betreuungsinfrastruktur zu bringen — Stichworte: Kern- und Randzeiten, Stundenbu-
chungen. In Stellungnahmen wurde ausgefuhrt, dass ein flexibler Personaleinsatz im
Tagesablauf einer Kita bereits gelebte Praxis und der Einsatz unterschiedlicher Pro-
fessionen in Kitas sinnvoll sei.

Konnen Sie bitte naher erlautern, inwiefern multiprofessionelle Teams inklusive Kita-
Helfern und ein flexibler Personalansatz aus lhrer Sicht dazu beitragen, den Kita-Alltag
verlasslich zu gestalten und gleichzeitig die Qualitat und Stabilitat der Betreuung zu
sichern? Betrachten Sie erganzend gerne die Bereiche ,Kern- und Randzeiten®, ,Stun-
denbuchungen® und ,Kita-Helfer".

Unsere zweite Frage richtet sich an das Katholische Buro und an Stephan Jentgens
von der LAG FW. Ein weiteres Ziel der KiBiz-Novellierung ist der Abbau von Blrokratie
in den Einrichtungen. Durch die Vereinfachung der Verwendungsnachweisprufung, die
Erleichterung bei der Planungsgarantie sowie klareren Regeln fir Berichts- und Doku-
mentationspflichten sollen die Teams spurbar entlastet werden, um mehr Zeit fur die
Arbeit mit den Kindern zur Verfigung zu haben.

Welche konkreten Erleichterungen ergeben sich durch die Vereinfachung der Berichts-
und Dokumentationspflichten, insbesondere im Hinblick auf die Entlastung des Perso-
nals im Kita-Alltag? Welche Vorteile konnten sich insbesondere aus der vorgesehenen
Vereinheitlichung ergeben?

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Claul® hat in ihrer Stellungnahme eben davon ge-
sprochen, dass es durch die ABC-Klassen zu Mehrbelastung in den Kitas kommen
wird. Darum befrage ich zum Thema ,Sprachférderung und ABC-Klassen® ver.di und
den Kinderschutzbund. Wie schatzen Sie das ein? Ist die EinflUhrung einer neuen
Struktur mit ABC-Klassen ein sinnvoller Weg, oder ware es sinnvoller, diese Ressour-
cen — ich glaube, wenn das alles zusammengenommen wird, ist man bei einer Gro-
Renordnung von etwa 250 Millionen Euro — den Kitas zur Verfugung zu stellen?

Der zweite Fragenkomplex richtet sich an das Kita-Bundnis und an die Landesjugend-
amter. Ich gehe auf das Thema ,Inklusion“ ein. Die Inklusion wird in diesem Gesetz-
entwurf relativ rudimentar behandelt. Wie sind |hre Erfahrungen in der Praxis, also die
Erfahrungen aus Sicht der Landesjugendamter und der Trager? An welchen Stellen
musste die KiBiz-Reform eigentlich Verbesserungen im Bereich ,Inklusion“ mit sich
bringen? Wie mussten Verbesserungen konkret aussehen?
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Norika Creuzmann (GRUNE): Vielen Dank auch von meiner Seite fiir die vielen
durchaus erhellenden Stellungnahmen.

Professor Dr. Thielemann, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme Uber Bildungsun-
gleichheiten und Chancengerechtigkeit und fokussieren die Kita-Sozialarbeit. Mein
Fragenkomplex richtet sich an Herrn Thielemann und an die kommunalen Spitzenver-
bande. In welcher Ausformung und Auspragung kennen Sie Kita-Sozialarbeit? Welche
Kriterien mussen aus lhrer Sicht erfullt sein, damit Kita-Sozialarbeit erfolgreich sein
kann? Tragen Modelle nachweislich zu Benachteiligungen bei?

Meine zweite Frage richtet sich an die GEW und den VBE und geht in eine andere
Richtung. Laut des Gesetzentwurfs sollen Leitungen in padagogische und verwal-
tungstechnische Leitungen geteilt werden kdnnen. Kénnten Sie herausstellen, welche
Vorteile die geteilte Leitung hatte, wie sie konkret aussehen wiurde und welchen Um-
fang es bedarf, damit Leitungen ihre Arbeit gut erflllen kbnnen?

Yvonne Gebauer (FDP): Ich habe zwei Fragen.

Die erste Frage bezieht sich ein Stlck weit auf die Frage von Herrn Dr. Maelzer, nam-
lich auf die Sprachférderung in den Kitas und darauf, was dazu seitens des Ministeri-
ums fur Schule und Bildung angedacht ist. Die Frage richtet sich an den VBE und an
den Kinderschutzbund: Wie bewerten Sie die Abstimmung der Mal3nahmen flr die
Sprachférderung und fur die Schulreife zwischen dem MKJFGFI und dem MSB? Sind
die KiBiz-Novelle und die ABC-Klassen aus lhrer Sicht aufeinander abgestimmt, oder
entstehen parallele, moglicherweise auch widerspruchliche Férderungssysteme?

Ich habe noch eine zweite Frage, und zwar an die Freie Wohlfahrtspflege und an den
Deutschen Kitaverband. In Bezug auf das Kern- und Randzeitenmodell gibt es eine
Veranderung des ursprunglichen Textes, der lautete:

,Die Kernzeit muss an den Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang von
taglich mindestens funf aufeinanderfolgenden Stunden angeboten werden.”

Jetzt heildt es neu:

,Die Kernzeit muss an den Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang
von taglich mindestens funf Stunden angeboten werden und in der Woche
einen Umfang von insgesamt mindestens 35 Stunden umfassen.”

Das Wort ,aufeinanderfolgenden® ist gestrichen worden. Was verstehen Sie als aus-
fuhrende Trager unter dieser Streichung konkret? Noch mehr interessiert mich: Wie
soll das in der Praxis umgesetzt werden, und wie realistisch ist das alles eigentlich?

Zacharias Schalley (AfD): Meine erste Frage richte ich an die kommunalen Vertreter.
Die Landesregierung hat das Ziel ausgegeben, die Blrokratie abzubauen. Dieses Ziel
wurde in mehreren Stellungnahmen kritisch hinterfragt. An welchen konkreten Melde-,
Nachweis- oder Kontrollpflichten zeigt sich aus lhrer Sicht, dass der Entwurf eher zu
zusatzlichem Verwaltungsaufwand fuhren konnte?
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Meine zweite Frage richte ich an den Landeselternbeirat. Sie fordern starkere Mitwir-
kungsmaglichkeiten in den Kindertageseinrichtungen und weisen zugleich darauf hin,
dass die Missachtung gesetzlicher Mitwirkungsregelungen bislang folgenlos geblieben
sei. Wie bewerten Sie den Gesetzentwurf in dieser Hinsicht, und welche Anderungen
waren aus lhrer Sicht erforderlich, insbesondere zu Konsequenzen bei Missachtun-
gen?

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Wir machen mit der Beantwortung der Fra-
gen weiter.

Prof. Dr. Nurdin Thielemann: Ich wurde nach Ausformungen und Varianten der Kita-
Sozialarbeit, die ich in meiner Stellungnahme beschreibe, gefragt.

Vielleicht missen wir andersherum anfangen. Man kann Uber Bildungsungerechtigkeit
sozialtheoretisch und bildungstheoretisch nachdenken, und man kann sich an-
schauen, wie praktisch darauf reagiert werden kann. Kita-Sozialarbeit kann darauf eine
Antwort sein. Diese ist nicht in Hochschulen entstanden, sondern die Praxis in Rhein-
land-Pfalz, in Sachsen, in Berlin und in Bremen hat sie individuell und unabhangig von
den verschiedenen Ansatzen sowie dem Bewusstsein Uber die Initiativen der anderen
Bundeslander als Antwort auf riskante Lebenslagen von Kindern gefunden.

Die Kita-Sozialarbeit wird wahrscheinlich am ehesten mit der Schulsozialarbeit und
weniger mit den Frihen Hilfen in Verbindung gebracht. Tatsachlich ist die Kita-Sozial-
arbeit so etwas wie ein Luckenschluss in der Praventionskette, weil Frihe Hilfen in den
Kitas oft nicht ankommen. Sie kénnen jede Grundschullehrerin fragen: Ich nehme an,
dass die Frage, ob in die Grundschule Kinder kommen, die potenziell schon vorher
Unterstitzung gebraucht hatten, sehr oft mit Ja beantwortet werden wird.

Ich habe mir Nordrhein-Westfalen fur meine Stellungnahme angeschaut und festge-
stellt, dass es hier ein sehr gut ausgebautes System von Familienzentren gibt. Bei der
Arbeit in den Familienzentren handelt es sich im Grunde — das habe ich an der einen
oder anderen Stelle so formuliert — um Spezial- und Normalfalle von Kita-Sozialarbeit,
weil die Elternarbeit dort klar mit abgedeckt ist. Wenn Familienzentren allerdings — das
ist ein wichtiger Punkt — nur nach innen wirken, was heif3t, dass Beratung nur vor Ort
stattfindet, also dass Kitas bzw. in dem Fall Familienzentren eine reine Komm-Struktur
bleiben, erfullen sie nicht den Auftrag von Kita-Sozialarbeit.

Kita-Sozialarbeit ist dafur da, Kitas dem Sozialraum zu 6ffnen. Ein Auftrag von Kitas
ist die sozialrdumliche Offnung. Kitas haben die Vernetzung im Sozialraum mittlerweile
als Auftrag, und diese kdnnen die padagogischen Fachkrafte, die Kitas, die sehr gute
Arbeit leisten, nicht noch zusatzlich leisten. Das ist ein ganz starker und praventiver
Ansatz.

Wir unterhalten uns vielerlei Uber ABC-Klassen, daruber, wie wir Bildung ermdglichen
konnen. Dabei gilt in den Kitas genau das, was fur die Schule schon lange nachgewie-
sen ist: Bildungserfolg wird zu Hause gemacht. Wer die Familie nicht im Blick hat, er-
moglicht es vielleicht einzelnen, aber sicherlich nicht allen Kindern, Bildungschancen zu
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nutzen, und Bildungschancen — das mdéchte ich offen und direkt sagen — sind Lebens-
chancen.

Es gibt den unfassbar wichtigen Ansatz der Sprach-Kitas, der durch die Chancen-Kitas
flankiert werden sollte, wie es in dem vorgeschlagenen § 45a ausformuliert ist, um ...
Man kann es fast drastisch benennen: Sprachbarrieren gehen oft mit Deprivationen
einher. Die deutsche Sprache ist definitiv der Turoffner, Kinder sollten flankiert durch die
Kita-Sozialarbeit aber auch durch diese Tur geflhrt werden, damit es kein individuelles
Schicksal bleibt, ob Bildungschancen wahrgenommen werden kdnnen oder nicht.

Mike Husing (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Wir gehen auf die Themen ,Kern-
und Randzeiten“ und ,Stundenbuchung® ein.

Einen Teil zu den Kern- und Randzeiten habe ich in meiner ersten Antwort schon aus-
gefuhrt. Die Kern- und Randzeiten sind in den Einrichtungen heute schon gelebte Pra-
xis, auch wenn sie so noch nicht beschrieben werden. Denn es gibt morgens Bringzei-
ten und im Nachmittagsbereich Holzeiten. Es gibt verschiedenste BegrufRungsrituale,
und im Anschluss finden entsprechende Angebote statt.

Laut des KiBiz soll schon heute allen Kindern — wir haben Stundenbuchungen von 25,
35 und 45 Stunden — die gleiche Bildung zuteilwerden. Ich hoffe, dass in der Schule
schon heute nicht festgestellt werden kann, welches Kind 25, welches 35 und welches
45 Stunden in der Kita war, also dass alle Kinder die gleiche Bildung erfahren haben.
Genau deshalb macht es aus unserer Sicht Sinn, an Kern- und Randzeiten, an der
Maglichkeit, Flexibilitat zu bieten, festzuhalten.

Zum Einsatz des Personals als multiprofessionelles Team. Ein Kind fragt nicht, welche
Ausbildung jemand hat, wenn es eine Frage hat, sondern ein Kind geht auf die Mitar-
beiterin oder den Mitarbeiter in der Einrichtung zu, hat eine Frage und bittet darum, bei
etwas zu helfen oder etwas zu erklaren. Ein Kind fragt nicht: Bist du eine Fachkraft
oder eine Erganzungskraft? — Das Kind bekommt dann eine Antwort.

Genau deshalb halten wir die multiprofessionellen Teams fur wichtig und fur umsetz-
bar. Die Kita-Helferinnen und -Helfer oder, wahrend des Mittagessens, Hauswirt-
schaftskrafte kdnnen auch Fragen beantworten. Das ist mitunter auch Bildung. Daher
ist das Zusammenspiel aller Fachkrafte in den Einrichtungen sehr wichtig und kommt
allen Kindern gleichermal3en zugute.

Herr Dudek wird gleich etwas zu den Stundenbuchungen sagen.

Noch kurz zur Frage der AfD-Fraktion. Der zusatzliche Verwaltungsaufwand — das
habe ich eben schon einmal gesagt — ergibt sich fur uns im Wesentlichen durch die
Einfuhrung der gpa-Prifung. Durch diese ergibt sich durch das Gesetz flr uns ein zu-
satzlicher Verwaltungsaufwand, den wir so bisher nicht hatten.

Florian Dudek (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Das Stundenbuchungsmodell mit
den Funfstundenschritten wurde vorhin sehr dynamisch diskutiert, muss man sagen.
Es wurde gesagt: Dann gibt es zu viele Abholzeiten oder dergleichen; das wird zu
aufwendig. — Ich personlich glaube — ich habe drei Kinder, eines geht in die Kita —,
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dass das schon jetzt sehr dynamisch ist. Nur weil eine Familie 45 Stunden hat, heif3t
das nicht, dass deren Kind neun Stunden bleiben muss. Es gibt auch Tage, an denen
es eher, und Tage, an denen es spater abgeholt wird. Entweder wird das Kind vor dem
Mittagessen, nach dem Mittagessen, nach der Ruhephase oder vielleicht etwas spater
abgeholt. Flexibilitat gibt es jetzt schon. Die wird nicht durch ein 5-Stunden-Buchungs-
system produziert, sondern ist in Kitas schon jetzt die Lebenswirklichkeit.

Ich glaube auch, dass die Bedarfe der Eltern so sind, dass sie auf finf Stunden genau
sagen konnen, was sie brauchen. Das alte System mit 25, 35 oder 45 Stunden war zu
grob; das haben wir haufig zurlickgespiegelt bekommen.

Ich glaube, dass die Sorge, auch die der Trager, eher ist, dass 45 Stunden dadurch
vielleicht weniger gebucht werden. Fir 45 Stunden gehen viele Personalstunden an
eine Einrichtung. Vor dem Hintergrund sollte das vielleicht diskutiert werden. Die Be-
furchtung ist, glaube ich, dass Eltern dann vielleicht mit den Stunden ein bisschen her-
untergehen. Es muss eine ehrliche Diskussion daruber gefuhrt werden, wie man das
Thema ausgleicht.

Ich glaube aber nicht, dass aufgrund von Funfstundenbuchungen ein anderes Abhol-
verhalten eintritt.

Florian Strecker (Katholisches Buro NRW): Liebe Frau Schulze Focking, wir kom-
men zu lhren Fragen hinsichtlich des Burokratieabbaus und der multiprofessionellen
Teams. Wir werden die Redezeit untereinander aufteilen. Der Kollege Hansdieke wird
ubernehmen.

Mit Blick auf den Burokratieabbau ist vorwegzunehmen: Ganzlich ohne Burokratie wer-
den wir nirgendwo auskommen. Wir brauchen sie allein schon, um das, was wir tun
und finanzieren, an der einen oder anderen Stelle gut zu belegen.

Bei bestimmten Aspekten sehen wir Blrokratieabbau — ein gutes Beispiel ist unter an-
derem die angekundigte App im Bereich der Sprachbildung — und kdnnen eine gute
Entwicklung erkennen. Gleichzeitig begrifien wir nattrlich Schritte zur Ermittlung der
Entwicklungsstande, die zu einer Vereinfachung fuhren werden.

Die multiprofessionellen Teams im Kita-Alltag sind naturlich, wie der Vorredner schon
sagte, grundsatzlich zu begrif3en. Gerade bei einem ganzheitlichen Ansatz fur die Er-
ziehung und flr die Bildung ist es fur Kinder sehr wichtig, Bildung basierend auf ver-
schiedenen Ansatzen, auf verschiedenen Menschenbildern zu erfahren. Vor diesem
Hintergrund mdchte ich Folgendes einmal hervorheben: Wir missen uns klar machen
und anerkennen, dass auch bei den Erganzungskraften, die im Kontext der Kern- und
Randzeiten immer wieder betroffen sind und von denen uns berichtet wird, eine pada-
gogische, wertvolle Ausbildung zugrundliegt.

Wir wirden uns den Kern- und Randzeiten nicht verschlie3en, sagen aber zugleich:
Wir haben eine Fachkraftequote von etwa 90 %, und somit ist das kein Modell, zu dem
wir binnen kurzester Zeit ganzlich wechseln wirden. Wir sehen aber naturlich, dass es
sich um ein Angebot handelt, das die Trager annehmen konnen, aber nicht mussen,
wenn die Finanzen entsprechend bleiben. Diese Zusage besteht an dieser Stelle aber.
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Thomas Hansdieke (Katholisches Bliro NRW): Ich Ubernehme die Frage zu der
Ausdifferenzierung der Buchungszeiten. Uns treiben zwei Themen um.

Das eine Thema ist klassisch die Finanzierung, weil durch die Kindpauschalen der
wesentliche Teil der Kita-Finanzierung belegungsabhangig, also auf die Buchung der
Kinder bezogen ist. Die Ausweitung der Buchungsmaoglichkeiten wirde héchstwahr-
scheinlich dazu fuhren, dass ein wesentlicher Anteil an Stundenreduzierungen anfallt.
Wir gehen in unseren Berechnungen davon aus, dass dem System, wenn im Gesamt-
system irgendwo um die 20 % an Stunden reduziert werden wirden — zum Beispiel
von 45 auf 40 Stunden oder von anderen Stufen aus —, bei gleicher Kapazitat rund 200
Millionen Euro an Einnahmen entzogen werden wirden.

Uns treiben — das ist hier im Diskurs schon einmal aufgetaucht — die Sachkosten um.
Das sind Vorhaltekosten, um die Kapazitat vorzuhalten und den Betrieb sicherzustel-
len. Wir sehen die Gefahr, dass, wenn mehr Stundenbldcke eingehen und sich das
Verhalten der Buchungen andert, die grundsatzlichen Kosten fur die Einrichtung erst
einmal nicht ausfinanziert und getragen werden kénnen.

Das zweite Thema ist die Komplexitat. Wir haben hier durchaus Gber Entburokratisie-
rung gesprochen. Wir sehen die Gefahr, dass wir hiermit noch einen neuen Schritt in
Richtung Burokratisierung machen, um diese ganzen Zeiten darzustellen. Ein Stick
weit sehen wir auch eine Gefahr flr die Qualitdt der Abhol- und Bringzeiten: Durch
mehr verankerte Zeiten konnte der Austausch zwischen den Fachkraften und den El-
tern belastet werden, wodurch es zu einem Qualitatsverlust kommen kénnte.

Daniela Heimann (LEB - Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in
Nordrhein-Westfalen): Wir sind nach der Beurteilung des vorliegenden Gesetzent-
wurfs mit Blick auf die Starkung der Elternmitwirkung in den Einrichtungen gefragt wor-
den. Darauf gehe ich sehr gerne ein.

Wir nehmen wahr, dass die Situation trotz des Gesetzentwurfs nahezu unverandert
ist. Es gibt einzig eine Anderung, namlich die, dass die Geschaftsordnung des Eltern-
beirates zukiinftig auch durch diesen zu beschlieRen ist. Diese Anderung sehen wir als
notwendig an, weil nur ein Gremium selbst seine Geschaftsordnung beschlief3en kann.

Wir wunschen uns deutlich mehr. Wir wissen aus der Praxis, dass Elternmitwirkung
haufig als Nice-to-have betrachtet und nicht selten missachtet wird. Ich mache das an
zwei sehr deutlichen, sehr plakativen Beispielen festmachen.

Es gibt sehr viele Rickmeldungen zu den Verpflegungsentgelten von Kitas. Der El-
ternbeirat bekommt schon heute eine Zustimmungspflicht eingeraumt, sofern die Teu-
erung aullerhalb der Ublichen Raten liegt. Es gibt haufig Streitigkeiten darlber, wie
diese ubliche Rate zu beurteilen ist. Man streitet de facto also Uber die HOhe der Infla-
tionsrate. Den Elternbeiraten wird unterschwellig angedroht: Wenn ihr jetzt nicht zu-
stimmt, dann gibt es in der Einrichtung zukunftig vermutlich kein Mittagessen mehr. —
Diese Dinge durfen aus unserer Sicht nicht passieren.

Wir nehmen auch wahr, dass durch eine Anderung der Personalverordnung multipro-
fessionelle Teams zukulnftig verstarkt in den Einrichtungen tatig sein sollen.
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Wir wianschen uns daher, dass mit Blick auf die Elternmitwirkung — darunter ist die
Mitwirkung hinsichtlich der padagogischen Konzeption, der personellen Besetzung
und der radumlichen und sachlichen Ausstattung geregelt — iber die Anderung, dass
der Elternbeirat nicht nur anzuhdren ist und nicht nur Gestaltungshinweise einbringen
darf, sondern dass er an den Entscheidungen zu beteiligen, vorher anzuhéren ist und
dass diese Gestaltungshinweise zu bertcksichtigen sind, zumindest nachgedacht wird.

Wir nehmen wahr, dass Eltern heutzutage zwar gefragt werden, ihre Anmerkungen in
Teilen aber keine Berucksichtigung finden. Es gibt keine gesetzlichen Auswirkungen
dieses Handelns. Wir kdnnten uns vorstellen, dass man bei folgender Regel — diese
ist im KiBiz so schon verankert — auch die Elternmitwirkung einbezieht: Wenn man sich
nicht an die gesetzlichen Regelungen halt, ist der Tatbestand der Forderschadlichkeit
erfullt.

Ein zweites Beispiel, das fur alle im Raum, glaube ich, sehr plakativ ist, betrifft die
Regelung zu den SchlieBtagen im Rahmen der Offnungszeiten der Kitas. Die Soll-
Regelung besagt, dass die Kita nicht mehr als 20 Tage im Jahr geplant schliel3en soll.
Oftmals wird das ausgenutzt oder auf die maximal zulassigen 27 Tage ausgeweitet,
ohne dass der Trager dafur eine Begriindung anfuhrt. Es gibt haufig Rickmeldungen an
uns als Landesvertretung, dass im Kita-Jahr mehr als 27 Tage geplant anberaumt wer-
den. Insofern sehen wir eine Starkung der Elternmitwirkung als unbedingt notwendig an.

Ich will keine Werbung fur die eigene Arbeit machen, aber wir werden auf Landes-
ebene direkt von Eltern und Elternbeiraten angesprochen, die im Dialog mit ihrer Kita-
Leitung oder ihrem Trager Schwierigkeiten haben. Wir legen daher seit geraumer Zeit
einen deutlichen Fokus unserer Arbeit darauf, dass wir die Jugendamtselternbeirate
zu ihrer Aufgabenwahrnehmung befahigen. Wir richten Fachtage aus, nehmen an On-
lineschulungen teil und stellen auf verschiedenen Kanalen Informationsmaterial zur Ver-
fugung. Wir merken, dass wir sowohl finanziell als auch kapazitiv an Grenzen stofRen.

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Sie mussten bitte zum Ende kommen.

Daniela Heimann (LEB - Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in
Nordrhein-Westfalen): Ich komme zum Ende.

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Danke.

Daniela Heimann (LEB - Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in
Nordrhein-Westfalen): Der Gesetzentwurf sieht zusatzlich die Organisation der Lan-
deselternbeiratswahl als pflichtige Aufgabe vor. Wir kommen dem gerne nach, weil wir
glauben, dass wir dafur gute Erfahrungswerte haben. Wir mdchten aber noch einmal
darauf hinweisen — das haben wir schon 6fter getan —, dass die vorgesehenen finan-
ziellen Mittel fur die Landesvertretung nicht auskommlich sind. Wir unterliegen keiner
Dynamisierung und winschen uns sehr, dass, wenn schon mehr Geld ins System ge-
geben wird, auch der Landeselternbeirat zusatzlich bedacht wird.
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Philipp Stewart (ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirk
Nordrhein-Westfalen): Herr Dr. Maelzer, danke fur die Frage. Es ware besser, die
Mittel direkt in die Kitas zu geben, anstatt ein paralleles System — ich gehe direkt auch
auf die Frage von Frau Gebauer ein — aufzusetzen. Es ist in den Kindertageseinrich-
tungen schlichtweg kein Personal dafir da, die ABC-Klassen gut zu organisieren. Es
fehlt sowohl an schulischem Personal als auch an, wie gerade schon von uns bespro-
chen, Personal in den Kindertageseinrichtungen.

Es stellen sich abenteuerliche logistische Fragen zur Verbringung der Kinder. Holt man
sie aus ihrem Alltag heraus und bringt sie woanders hin? Wir befurchten auch, dass die
Kinder, die fur diese Klassen ausgewahlt werden, Diskriminierung erfahren, weil sie und
nicht andere ausgewahlt wurden. Das ist ein zusatzlicher Aufwand fir die Beschaftigten.

Grundsatzlich sehen wir die Notwendigkeit, mehr in Sprachbildung zu investieren. Das
geht auch aus unserer gemeinsamen Stellungnahme mit der GEW hervor. Wir denken
aber, dass Sprachbildung vor allem im Alltag, in spielerischer Form und an dem Ort,
an dem sich die Kinder sowieso befinden — das sind die Kindertageseinrichtungen —
stattfinden muss. Analog zu dem Signal, das mit den Uberbelegungen gegeben wurde,
wird jetzt das Signal gegeben, dass Kitas keine Sprachférderung kénnen, und auch
das empfinden die Kolleginnen und Kollegen in den Einrichtungen als Beleidigung.

Doris Feldmann (Verband Bildung und Erziehung, Landesverband NRW): Ich
starte mit der Frage nach der Leitung. Leitungszeit ist eine ganz wichtige Stellschraube
fur Qualitat. Daruber werden wir uns, glaube ich, sehr schnell einig. Eine Leitungsstel-
lenteilung — danach war die Frage — konnen wir uns grundsatzlich vorstellen. Allerdings
finden wir die Trennung, dass es eine padagogische Leitung und eine Leitung fir den
Verwaltungsbereich geben soll, schwierig. Wir brauchen bei den zunehmenden organi-
satorischen Verwaltungsaufgaben Unterstltzung, aber keine Trennung.

Die tatsachliche Leistungszeit ist viel hoher als die vertraglich vereinbarte Leitungszeit;
das spiegeln uns die Kolleginnen und Kollegen zurtick. Auch die KiBiz-Reform sieht
keine Erhohung, sondern eine Feinjustierung vor. Insofern sehen wir den Bedarf, dass
Leitungszeit auch faktisch fur diese Arbeit, flr diese Stellschraube fir Qualitat zur Ver-
fugung stehen kann.

Ich komme zu einem schwierigen Thema, namlich zum Thema ,Sprachférderung®. Wir
brauchen eine Anschlussforderung, und die gelingt nur in gemeinsamer Verantwortung
von Kitas und Grundschulen. Wir nehmen wahr, dass es landesweit enormen Unmut
gibt, weil sich weder die Beschaftigten in den Kitas noch die Beschaftigten in den Schu-
len bei diesem sehr komplexen Thema mitgenommen flhlen.

Ganz klar fur uns als VBE ist: Auf Diagnostik muss Forderung folgen. Das ist eine
richtige, eine zielfihrende Weichenstellung. Wir begrufien es, dass der besondere Fo-
kus auf der sprachlichen Bildung liegt. Als Schlissel zum Bildungserfolg muss diese
nachhaltig geférdert werden. An dieser Stelle ist mir aber wichtig, dass alle bekannten
Stellschrauben, die wir fur eine gute frihkindliche Bildung, fur die Unterstitzung der
Sprachbildung und flr eine ganzheitliche, nachhaltige Sprachbildung haben, wichtig
sind.
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Wir brauchen keine — ich driicke das mal sehr drastisch aus; ich bin hier ja auch das
Sprachrohr der Beschaftigten — unterlassene Hilfeleistung in diesen wichtigen, ent-
scheidenden ersten vier Jahren, die fur Sprachbildungsprozesse entscheidend sind,
und keinen fragwiirdigen Reparaturbetrieb mit der Uberschrift ,ABC-Klassen®, wie wir
ihn zum jetzigen Zeitpunkt noch nennen. Es muss also dringend etwas passieren.

Mit Blick auf die grundsatzlichen Rahmenbedingungen fur die fruhkindliche Bildung
durfen wir nicht hinnehmen, dass der Anspruch von aul3en beim Thema ,Sprachférde-
rung“ berechtigterweise immer weiter zunimmt, die Ressourcen fur die Teams aber
weiter sinken. Diesen Punkt wollte ich an dieser Stelle herausstellen.

Stephan Osterhage-Klingler (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW):
Es ging um die Leitung nach § 29 des Gesetzentwurfs. Ich schlielRe mich in gro3en
Teilen dem an, was gerade schon gesagt worden ist.

Dass die Leitung grundsatzlich auch von zwei Personen wahrgenommen werden
kann, halten wir fur einen richtigen und guten Weg. Gleichzeitig wirde ich die Leitung
aber nicht in Padagogik und Verwaltung aufteilen; das halte ich fur sehr schwierig. Die
Frage war, ob es eine padagogische und eine verwaltungstechnische Leitung geben
konnte. Ich glaube, dass beides eng zusammenhangt: Die Verwaltung, die Stunden-
planung und so etwas hangen eng mit der Padagogik zusammen. Wir sehen nicht,
dass es eine Trennung geben kann.

Es gibt noch die Frage nach der Leitungszeit. Was braucht eine Leitung? Es ist eben
bereits gesagt und klar geworden, dass die Zeit schon jetzt eigentlich nicht auskdmm-
lich ist. Sie andert sich auch nicht, gleichwohl sollen mit zusatzlichen Buchungsmodel-
len und dadurch mit einem anderen Personaleinsatz weitere Aufgaben flur Leitungen
hinzukommen. Es ware enorm wichtig, die Leitungszeit grundsatzlich anzugehen und
deutlich zu erhéhen, um widerzuspiegeln, wie die Realitat vor Ort heute schon oft ist,
und um den Aufgaben, die auf Leitungen zu kommen, gerecht zu werden. Denn eine
Leitung ist fur eine Kita padagogisch enorm wichtig.

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Frau Gebauer,
bezuglich der Abstimmung wusste ich die Antwort auch gerne. Ich kann lhnen das
nicht empirisch hinterlegt beantworten. Ich habe nach wie vor betrachtliche Hochach-
tung fur die fachliche Kompetenz des Kinder- und Jugendministeriums und seiner Lei-
tung. Da ich die Positionen und die Arbeit zu anderen Bereichen der Sprachforderung
kenne, kann ich nur sagen, dass sich in den vorliegenden Gesetzentwurfen, insbeson-
dere in dem zu den ABC-Klassen, keinerlei Abstimmung wiederfindet. Es liegt sogar
die Abwesenheit von Abstimmung vor.

Gestern ist die Ausbildungsordnung fur die Grundschule als Entwurf verschickt wor-
den, die ich bislang nur einmal habe querlesen kdnnen. Ich hatte gehofft, dass darin
weitere Klarungen stehen, deren Anteil ist aber gleich Null. Es gibt nach wie vor die
punktuelle Feststellung bei der vorgezogenen Anmeldung, und das ohne jeden Bezug
zu und neben dem, was vorher in der Kita festgestellt worden ist. Es gibt keine Abstim-
mung der Diagnoseverfahren. Es gibt drei, die in den Kitas angewendet werden. Man
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muss nicht die nehmen, man muss sie aber abstimmen. Es gibt keine genaue Fest-
stellung, welcher Art der Forderbedarf ist. Das finde ich schon fast beangstigend.

In meinen Augen — ich sage das so klar — ist der Entwurf zu ABC-Klassen eine Miss-
trauenserklarung gegenuber der frihkindlichen Bildung.

Die Doppelstrukturen ... Wir beurteilen ein Stick weit aus Sicht des Kindeswohls, was
mit Kindern passiert, wenn sie fur zweimal zwei Stunden in der Woche aus der Kita
herausgerissen werden und mit fremden Begleitpersonen in eine fremde Umgebung
mit in aller Regel wahrscheinlich Personen, die sie nicht kennen, mussen. Das wird
kaum ... Ich traue mich nicht, einen Lernerfolg zu prognostizieren. Was das mit dem
Gefuhl von Selbstwirksamkeit und mit den sozialen Kompetenzen macht, bleibt vollig
aulRen vor; moglicherweise ist das daflr kontraproduktiv.

Mir ist es wichtig, zu sagen: Ich sehe groRen Handlungsbedarf, und der Entwurf fir die
ABC-Klassen nimmt sich dem richtigen Problem an. Das Problem wird aber auf eine
Art und Weise verarbeitet, die vollig ungeeignet und kontraproduktiv ist.

Die 109 Millionen Euro fur den Kindertransport — Uber die spreche ich jetzt nur — ...

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Ich weise einmal darauf hin, dass hier die
Anhorung zum KiBiz stattfindet. Die Anhérung zu den ABC-Klassen wird an einer an-
deren Stelle durchgefuhrt werden. Falls Sie weitere Ausfuhrungen zu den ABC-Klas-
sen planen, bitte ich Sie, mit diesen nicht fortzufahren,

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Frau Vorsitzende, ich habe dazu eine
Frage gestellt!)

sondern zum KiBiz zu kommen.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Vorsitzende, Geschaftsordnungsantrag! Ich finde,
dass Sie als Leitung nicht so in die Sitzung eingreifen durfen. Ich habe eine Frage zu
ABC-Klassen gestellt und in dem Zusammenhang die Kosten aufgefuhrt, die ABC-
Klassen mit sich bringen. Wenn ein Sachverstandiger auf diese Frage eingeht, ist es
nicht lhre Aufgabe, diesem den Mund zu verbieten.

(Manfred Walhorn [Der Kinderschutzbund Landesverband NRW]: Ich
bemulhe mich, Ihrem Petitum gerecht zu werden!)

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Moment, wir klaren jetzt erst einmal, wie wir
fortfahren.

Es geht nicht darum, Sachverstandigen den Mund zu verbieten, sondern darum, da-
rauf hinzuweisen, worum es heute geht.

Herr Dr. Maelzer, Sie haben vollkommen recht: Sie haben eine Frage zu den ABC-
Klassen gestellt. Der Sachverstandige hat sich zu den ABC-Klassen geaul3ert, und
das habe ich in dem Umfang, aufgrund dem ich sagen wirde, dass lhre Frage beant-
wortet ist, auch zugelassen.
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Ob man sich dann weitere funf Minuten Uber die ABC-Klassen auslasst, ist aus meiner
Perspektive eine andere Frage. Deswegen war mein Hinweis, dass wir hier Uber das
KiBiz diskutieren, berechtigt, finde ich.

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Es ist nicht Ihre Aufgabe, wahrzunehmen,
ob meine Frage beantwortet ist oder nicht!)

— Ich erteile hier immer noch das Wort. Wenn Sie sprechen mochten, kdnnen Sie sich
melden, und dann kann ich Sie dran nehmen. — Herr Dr. Maelzer.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Vorsitzende, es ist nicht Ihre Aufgabe, zu beurteilen,
ob meine Frage beantwortet worden ist oder nicht. Es ist Ihre Aufgabe, die Sitzung zu
leiten, aber nicht nach lhrer eigenen Einschatzung, sondern nach dem Verfahren hier.
Es ist nicht lhre Aufgabe, zu bewerten, wie geantwortet wird. Das liegt nicht in Ihrer
Zustandigkeit.

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Meine Zustandigkeit ist es, diese Sitzung zu
leiten — darUber sind wir uns einig —, und das habe ich getan. — Herr Walhorn, Sie
konnen fortfahren.

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Ich versuche,
Ihre MalRgabe zu bericksichtigen, Frau Vorsitzende.

Es ware mit Sicherheit mehr als winschenswert, die 100 Millionen Euro oder die Ge-
samtsumme fir die ABC-Kurse in eine Starkung, eine Verbesserung qualifizierter
Sprachforderung in den Kitas und in eine Verbesserung der Zeitressourcen in den
Schulen und den Kitas, damit sich der Ubergang von der Kita in die Grundschule ver-
bessert, zu investieren.

Wir alle wissen, dass das entscheidende Fenster bei der Sprachférderung — das ist ein
grolRes Fenster, das spater kleiner wird — bis zum funften Lebensjahr andauert. Wir
haben das Problem, dass viele Kinder, deren sprachliche Kompetenzen von einer Kita-
Forderung stark profitieren wirden, die Kita zu spat besuchen. Basierend auf dieser
Annahme glaube ich, dass eine enge und gute Kooperation, vielleicht mit dem Aus-
tausch von Personal zwischen den Kitas und den Grundschulen, sehr viel Erfolg ver-
sprechender und ertragreicher ware.

Ich bedanke mich fur Ihre Geduld, Frau Vorsitzende.

Vera Hopp (Kita-Biindnis NRW): Herr Maelzer, vielen Dank fur die Frage nach Ver-
besserungen beim Thema ,Inklusion®. So sehr wir auch gesucht haben, wir konnten
nicht wirklich Verbesserungen entdecken. Die Einflhrung von Randzeiten kann flr uns
nicht mit dem Mehrbedarf, den Kinder mit Inklusionsbedarf haben, im Zusammenhang
stehen.

Es gibt schon jetzt vermehrt Meldungen nach § 47 SGB VIl — das heil3t: Meldungen
uber Kinder, die sich gegenseitig verletzen, Uber Kinder, die Erzieher oder Erzieherin-
nen verletzen. Inklusionsassistenzen sind oft nur 15 bis 20 Stunden im Dienst,
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wahrend das Kind teilweise 45 Stunden betreut wird, und — ich betone es noch mal —
Inklusionsassistenten sind in der Regel keine Fachkrafte, da Fachkrafte in diesem Be-
reich nicht refinanziert werden.

Kinder mit Inklusionsbedarf bendtigen in erster Linie kleinere Gruppengrof3en, hdhere
Personal-Kind-Schllssel und vor allen Dingen multiprofessionelle Teams. Wir haben
auch Kinder mit herausforderndem Verhalten wie Eigengefahrdung, Fremdgefahrdung
oder Fluchttendenzen. Das System stdf3t bei diesen schon jetzt an klare Grenzen und
wird durch die Einfuhrung von Randzeiten weiter uberlastet.

In dem Gesetzentwurf wird zum Beispiel auch nicht auf den Bereich der sozial-emoti-
onalen Padagogik eingegangen. Ich befurworte es sehr, dass Sprache in den Mittel-
punkt geruckt wird, aber der sozial-emotionale padagogische Bereich ist mindestens
gleichwertig. Solche Tendenzen kann ich aber tatsachlich nicht entdecken.

Ein bedarfsgerechter Stundenumfang fur Inklusionsassistenten muss sich am Betreu-
ungsumfang orientieren. Vor allen Dingen muss es moglich sein, therapeutisch aus-
gebildete Kollegen zur Unterstltzung ins Team zu holen.

Uns ist auch wichtig, dass die Gruppenabsenkungen forderunschadlich umgesetzt
werden massen. In manchen Brennpunkteinrichtungen gibt es bei 20 Kindern funf Kin-
der mit Inklusionsbedarf, und das darf nicht forderschadlich sein.

Allgemein fehlt ein Ineinandergreifen von Eingliederungshilfe und Kinderbildungsgesetz,
und zwar ohne Zustandigkeitsgerangel. Ein O-Ton von unserem Staatssekretar, den ich
in einer Einrichtung gehdrt habe, ist: Inklusion ist nicht unsere Baustelle. — Ich sehe das
anders. Das Kinderbildungsgesetz muss Inklusion mitaufgreifen und mitdenken.

Marcus Bracht (Deutscher Kitaverband — Bundesverband freier unabhangiger
Trager von Kindertagesstatten, Landesverband Nordrhein-Westfalen): Die Frage
an uns ahnelte der Frage an Herrn Hiusing bzw. an das Jugendamt Steinfurt und lau-
tete, wie sich die Anderung der Kern- und Randzeiten mit der neuen Regelung aus der
letzten Woche auf den Betrieb auswirkt.

Die Entwicklung ist durchaus positiv zu sehen, denn vorher war die Regelung — ich
spreche flr die Trager, die den Betrieb organisieren und taglich zusehen missen, wie
sie mit dem Personal wirtschaften — bestimmt viel zu strikt.

Allerdings fuhrt das, was jetzt auf dem Tisch liegt — finf Stunden taglich und 35 Stun-
den in der gesamten Woche —, natirlich zu weiteren Themen bei der Umsetzung in
der Praxis, zumindest nach meiner Vorstellung. Uber den Tag hinweg kann die Kern-
zeit in eine Stunde, in zwei Stunden, in drei Stunden gestuckelt werden, was wahr-
scheinlich auch noch nachgewiesen werden muss. Es graut mir schon davor, wie diese
Nachweispflicht geregelt wird. Dann muss man auch noch auf 35 Stunden pro Woche
kommen. Ich glaube, dass das kein Trager, keine Kita-Leitung machen will bzw. sich
vorstellen kann.

Ich habe den Vorschlag, eher den ganzen Schritt zu gehen und zu sagen: 35 Stunden
pro Woche sind Kernzeit. — Lassen Sie uns auch nicht mehr von Kernzeit und Randzeit
sprechen, denn ich glaube, dass beide Worter schon hinreichend als Begriffe flr
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Betreuung bzw. Bildung erster und zweiter Klasse wahrend des Tages verbrannt sind.
Lasst uns diese Begriffe rauslassen und den Personalschlissel so gestalten, dass da-
bei 35 Stunden mit der bisherigen Besetzung und maximal zehn Stunden mit einer
anderen Besetzung herauskommen.

Lasst uns lieber diesen Weg gehen. Mit diesem Weg kommen wir an dasselbe Ziel,
geben den Tragern und den Kita-Leitungen aber mehr Verantwortung und Autono-
mie — daflr pladiere ich — daflr, das Uber den Tag zu organisieren. Es wurde gerade
schon ansatzweise dargestellt: Morgens gibt es Bringzeiten und danach andere Zei-
ten. Jeden Tag ist die Personalsituation ein bisschen anders. Die Verantwortung dieser
Organisation den Tragern, den Kita-Leitungen und letztlich auch den Kita-Teams zu
geben und vor allen Dingen die Begriffe ,Kernzeiten“ und ,Randzeiten“ abzuschaffen,
ware aus meiner Sicht der bessere Weg.

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Zu den Kern- und Randzeiten. Unsere
Grundposition ist, dass wir die Unterscheidung nicht nachvollziehen konnen, weil Kita-
Zeit immer Bildungszeit ist und sich die Kinder auch gegenseitig bilden — das ist der
eine Teil. Der zweite Teil ist: Je mehr qualifizierte Zeit es gibt, umso besser. Das gilt
manchmal fiir die Kitas mit geteilten Offnungszeiten. Jedenfalls ist unsere Perspektive:
Hohe Qualitat ist unser Ticket.

Im Hinblick auf die Frage nach der Burokratie und der Dokumentation wurden wir eher
den Fragen nachgehen: Wozu Dokumentation? Wozu Burokratie? Was macht man
weswegen? Wie macht man es? Zusammen mit den Fraktionen und dem MKJFGFI
haben wir fur § 20 zur ,Datenerhebung und -verarbeitung“ sehr genau Uberprift, was
notwendig ist, und wir haben den Katalog gut kiirzen konnen.

Auf die Frage, wozu wir das machen, ist die Antwort doch immer: fur die jungen Men-
schen, die in den Tageseinrichtungen gute Bildung erfahren sollen. Deswegen muss
sehr genau Uberlegt werden, was dokumentiert wird.

Ich mochte kurz auf die Frage, wie Sprachentwicklung geht, Bezug nehmen, denn bei
dieser ist die Dokumentation auch nicht unerheblich. Die Entwicklungsdokumentation
schafft im Grunde einen Vergleich daruber, wie weit jemand gemessen an einer Nor-
malform in der Entwicklung normativ ist. Die Bildungsdokumentation, die beobach-
tende Dokumentation, ist in der alltagsintegrierten Sprachforderung im Grunde der ent-
scheidende Punkt. Da ist Dokumentation sehr wichtig, weil man dann anhand der Do-
kumentation, anhand der Beobachtung mitbekommt, welche nachsten Schritte aus pa-
dagogischer Sicht zu gehen waren. Darin ist die Kita stark, und darin muss sie weiter
gestarkt werden.

Daher ware die Frage nach dem Wie folgendermalen zu beantworten: gerne mit moder-
nen Techniken und mit EDV-Unterstutzung. Dafur haben wir von den beiden regierungs-
tragenden Fraktionen Unterstltzung zugesagt bekommen — herzlichen Dank daftr!

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Ich beginne damit, die Frage
zur Inklusion zu beantworten, und Frau Clauf} schlief3t dann an.
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Wir danken fur die Frage, weil wir Inklusion fur ein sehr wichtiges Thema halten. Grund-
satzlich haben wir festgestellt, dass auch mit diesem Entwurf leider keinerlei Weiter-
entwicklung bei der Betreuung von Kindern mit Behinderungen einhergeht. Leider sind
heilpadagogische Einrichtungen und Gruppen vom Geltungsbereich des KiBiz weiterhin
ausgeschlossen, obwohl schon ein Uberwiegender Anteil der kombinierten Einrichtungen
mit heilpadagogischen Gruppen arbeitet.

Zu der Frage, welche Verbesserungen wir sehen wollen wirden. Der Geltungsbereich
musste entsprechend geoffnet werden. Die Finanzierung des Systems musste auf
diese Besonderheit abgestellt werden. Wie heute schon haufiger gesagt wurde,
brauchte es eine grundstandige Strukturforderung, die zum Beispiel das Erfordernis
kleiner Gruppensettings, die Kinder mit Behinderungen bendtigen, ermoglicht.

Zu der Frage nach den Kern- und Randzeiten. Diese stellen wir mit Blick auf die Be-
treuung von Kindern mit Behinderungen infrage, weil die Frage tatsachlich ist, ob nicht
gerade Kinder mit hdherem Teilhabebedarf von Randzeiten, in denen der Betreuungs-
umfang oder die Betreuungsqualitat geringer ist, benachteiligt werden.

Sandra ClauB (Landschaftsverband Rheinland): Inklusion ist so viel mehr als die
Teilhabe von Kindern mit Behinderungen. Inklusion bedeutet, die Vielfalt und die Diver-
sitat der Kinder in den Kitas anzuerkennen und den Zugang aller Kinder in die Kitas zu
sichern.

Gerade zum Zugang mochte ich ausfuhren. Wir haben es auch in der Stellungnahme
geschrieben: In den letzten Jahren verzeichnen wir zunehmend, und zwar wissen-
schaftlich gesichert, dass fur Kinder, die bestimmte Merkmale haben oder deren Fa-
milie bestimmte Merkmale hat — die Kombination bestimmter Merkmale erhdht das
noch mal — der Zugang zur Kita deutlich beeintrachtigt ist. Das wissen wir alle. Beson-
ders wenig kommen Kinder in den Genuss eines frihen Zugangs zu Kita-Platzen,
wenn Deutsch nicht die Erstsprache ist und wenn sie aus Armutslagen kommen.

Hier kann gut an das Thema der Sprachbildung angeknipft werden. Die muss stark
verstarkt werden. Ich mdchte noch mal den Blick darauf lenken: Wenn wir eine inklu-
sive Gesellschaft, eine inklusive frihe Bildung sicherstellen wollen, missen wir sicher-
stellen, dass insbesondere die Kinder, die am meisten davon profitieren, einen frihen
Zugang haben.

Im KiBiz wird das Tragervergabeverfahren nicht geregelt. Es wird lediglich festgestellt,
dass im Rat einer Kindertageseinrichtung, der Trager, die Kita-Leitung und die Eltern-
vertretung die Zugangskriterien beschliefen und danach vorgehen mussen. Es wird
also fur Transparenz gesorgt. Wir wissen aber, dass Transparenz nicht ausreicht, um
zu verhindern, dass bei der Anmeldung insbesondere Familien aus Armutslagen und
mit nichtdeutscher Erstsprache ausgeschlossen werden. Insofern ist das Thema ,In-
klusion® deutlich weiter gefasst zu sehen.

Stefan Hahn (Stadtetag Nordrhein-Westfalen): Frau Vorsitzende, habe ich pro Frage
oder insgesamt drei Minuten?
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Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Insgesamt haben Sie funf Minuten.

Stefan Hahn (Stadtetag Nordrhein-Westfalen): Zur ersten Frage von Frau Creuz-
mann nach Sozialarbeit in Kitas. Ich glaube, dass wir alle der Meinung sind, dass So-
zialarbeit in den Kitas wichtig ist. Es gibt schon viele Ideen dazu — teilweise wurden
die auch schon umgesetzt wurden; das konnen die Padagogen hier in der Runde aber
viel besser beurteilen als ich —, dass die Sozialarbeit in Kitas auch eine viel starkere
Wirkung im Sozialraum hat. Kitas sind hervorragende Institutionen daflr, in den Sozi-
alraum hineinzuwirken.

Deswegen sind Familienzentren ein tolles Konzept, leiden aber wie viele andere gute
Ideen darunter, dass mit Geld, Kopfen und Raumen drei wichtige Ressourcen fehlen.
Bevor wieder mal neue Ideen entwickelt werden, mussen wir uns darauf konzentrieren,
diese drei knappen Ressourcen effizient einzusetzen. Dafur pladiere ich sehr, damit
Familienzentren als Struktur tatsachlich so genutzt werden kénnen, wie sie mal ange-
dacht waren, aber mangels der Bereitstellung von Ressourcen nicht genutzt werden
kdénnen.

Bei der Gelegenheit mochte ich auf Folgendes hinweisen. Angesichts der Haushalts-
lage in den Kommunen mussen wir erwarten bzw. ist schon absehbar, dass die soziale
Infrastruktur in den Sozialraumen abgebaut wird. Bei Elternberatungsstellen und vielen
anderen Beratungsstellen, egal, ob sie von freien Tragern, mit Zuschussen der Kom-
munen oder von den Kommunen selbst betrieben werden, werden wir keinen Fort-
schritt, sondern angesichts der Haushaltslage Rickschritte erleben. Schauen Sie sich
die Beratungen in den kommunalen Raten zur Haushaltsaufstellung 2026 — die sind
grofdtenteils noch nicht abgeschlossen — an: Wir werden Ruckschritte erleben. Das
muss an dieser Stelle vielleicht deutlich gemacht werden, bevor wir versault nur Gber
Sozialarbeit in Kitas sprechen.

Damit bin ich bei einem anderen Thema, namlich bei der Entburokratisierung. Wir ha-
ben die Sorge — es ist eben schon gesagt worden —, dass die Burokratie, der Aufwand
fur gpa-Prafungen ein Stuck weit groler ist. Ich mochte aber noch ein Stuck weiterge-
hen. Die ,Initiative fur einen handlungsfahigen Staat® mit Herrn de Maiziére, Herrn
Steinbruck, Herrn VolRRkuhle und anderen hat unsere Probleme aufgezeigt. Die haben
gesagt: Wir haben einen zu hohen Kontrollaufwand.

Diesen Kontrollaufwand produziert eben auch das Land fur die Kita-Trager und die
Jugendamter. Wir erwarten an dieser Stelle — ich formuliere es so — gréliere Schritte
und keine Trippelschritte. Wir verstehen, dass die Haushaltslage des Landes kritisch
ist und dass Sie keinen Geldsegen bieten kdnnen. Entblrokratisierung kostet aber kein
Geld. Im Gegenteil: Sie spart Geld. Die Schritte zur Entburokratisierung sind bei Wei-
tem nicht ausreichend und gehen vielleicht sogar in die falsche Richtung. Deswegen
habe ich die dringende Bitte: Sorgen Sie fur eine weitergehende Entburokratisierung;
sorgen Sie daflir, dass Verwendungsnachweise nur noch stichprobenartig gepruft wer-
den. Die Sanktion konnen erhoht werden, aber bitte schaffen Sie diesen Aufwand an
Burokratie ab.



Landtag Nordrhein-Westfalen -47 - APr 18/1199

Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend 23.04.2026
68. Sitzung (offentlich) jae

Damit bin ich beim Thema ,,Ressourcen®. Es kann doch nicht sein, dass wir Geld und
Personal fur diese Burokratie verschwenden, welches im Kita-System dann an anderer
Stelle fehlt.

Ich bin beim letzten Punkt: Wir erwarten angesichts des Ausbaus des Rechtsan-
spruchs auf Ganztagbetreuung wieder erhebliche Probleme hinsichtlich des effizienten
Ressourceneinsatzes bei der Ferienbetreuung im Ganztag. Deswegen mochten wir
Sie dringend darum bitten, Regelungen zu finden. Wir von kommunaler Seite haben
Vorschlage gemacht, wie Ressourcen an dieser Stelle nicht unnétig verschwendet,
sondern zielgerichtet eingesetzt werden kdnnen. Wir brauchen auch fur die Ferienbe-
treuung im Ganztag eine Regelung, damit die Ferienbetreuung nicht durchlaufen
muss, obwohl die allermeisten Kinder im Urlaub sind.

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Wir haben das Ende der zweiten Antwort-
runde erreicht und kdénnen in die dritte Fragerunde starten. Ich schlage mit Blick auf
die Zeit vor — wir haben noch knapp 40 Minuten —, dass pro Fraktion eine Frage gestellt
und dementsprechend zlgig geantwortet wird. Falls wir danach noch Zeit haben, kon-
nen wir noch eine Fragerunde durchfuhren. Ist das in eurem Sinne? — Ich sehe Nicken.

Jens Kamieth (CDU): Meine Frage zur Sprachbildung richtet sich an das Katholische
Buro und an Herrn Dr. Jaeckel. Sprache ist die zentrale Voraussetzung fur den Bil-
dungserfolg der Kinder. Deshalb wird die Sprachbildung in den Kitas weiter gestarkt,
und die dafur vorgesehenen Mittel werden im Rahmen der KiBiz-Novellierung deutlich
erhoht. Wie bewerten Sie die Relevanz alltagsintegrierter Sprachbildung und die Aus-
weitung der finanziellen Mittel vor diesem Hintergrund?

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Meine Frage richtet sich an den Landesverband Kinder-
tagespflege NRW bzw. an die Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen. Wir
haben viel Uber die Kita-Finanzierung gesprochen. Auch bei der Kindertagespflege ist
die Finanzierung immer bedeutend. Ich erinnere mich daran, dass es immer wieder zu
Konfliktsituationen zwischen Kindertagespflegepersonen und einzelnen Jugendam-
tern gekommen ist. In der Zukunft sollen sich die Jugendamter ja selbst bestatigen,
dass sie im Verhaltnis zur Kindertagespflege alles richtig gemacht haben.

Wie schatzen Sie die Finanzierungssituation der Kindertagespflege ein, gerade vor
dem Hintergrund, dass die Anzahl der Kindertagespflegepersonen in jungster Zeit zu-
ruckgegangen ist? Welche Stellschrauben mussten in dem Entwurf zur KiBiz-Revision
aus lhrer Sicht eigentlich angesetzt werden, um fur eine sichere Finanzierung der Kin-
dertagespflege zu sorgen?

Lena Zingsheim-Zobel (GRUNE): Ich schlieRe mich mit meiner Frage dem Sprach-
bereich an und richte diese an den LWL, den LVR und die LAG Freie Wohlfahrtspflege.

Der Landesintegrationsbeirat Nordrhein-Westfalen hat in einer freiwilligen Stellung-
nahme ein Petitum fur die verbindlichere Forderung von Mehrsprachigkeit in den Kitas
geaulert und unter anderem die verbindliche Verankerung der Férderung naturlicher
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Mehrsprachigkeit im Gesetzestext, den Ausbau und die gezielte Férderung mehrspra-
chiger und bilingualer Angebote sowie die Nutzung und Forderung mehrsprachiger
Kompetenzen des padagogischen Personals gefordert. Im KiBiz sind die Mehrspra-
chigkeit der Kinder und die Unterstutzung der Mehrsprachigkeit bereits in § 19 Abs. 4
verankert.

Jetzt stellt sich die Frage der Sprachentwicklung. Wir haben die Sprachentwicklung —
der Kollege Kamieth hat es bereits benannt — im Rahmen der Neuerungen noch mal
unterstutzt, weil wir sie fur zentral halten. Wie ist die Foérderung von Mehrsprachigkeit
und Sprachférderung momentan? Wie kann das miteinander einhergehen?

Yvonne Gebauer (FDP): Ich habe eine Frage an die komba gewerkschaft und an die
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande.

Die kommunalen Spitzenverbande haben in ihrer Stellungnahme darauf aufmerksam
gemacht, dass Trager auch kunftig einen erheblichen Eigenanteil an den Ausbildungs-
kosten tragen mussen und deshalb vielfach von praxisintegrierter Ausbildung abse-
hen. Inwiefern sehen Sie in dem KiBiz-Entwurf einen wesentlichen positiven Beitrag
zur Fachkraftegewinnung und/oder eine verbesserte Ausbildungssituation?

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Herr Schalley ist nicht mehr anwesend. So-
mit gibt es keine Frage der AfD.

Wir fangen mit der Beantwortung an.

Dr. Matthias Menzel (Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Die Mittel
fur die Personaloffensive sind aufgestockt worden. Das geht aus dem Anderungsan-
trag hervor und ist ein Schritt in die richtige Richtung.

Gleichwohl sind die Mittel flr die praxisintegrierte Ausbildung nach wie vor zu niedrig.
Wenn man einen klaren Anreiz fur mehr Ausbildung und eine intensivere Ausbildung
setzen wollte, dann mussten diese Mittel noch mal deutlich aufgestockt werden. Der
prozentuale Anteil des Landes ist bei gleichzeitig hohem Anteil der Trager immer noch
relativ niedrig. Im Grunde genommen musste das umgekehrt sein, und das sieht der
Entwurf nicht vor.

Sandra ClauB (Landschaftsverband Rheinland): Wir begrif3en es sehr, dass die
verbindliche Forderung von mehrsprachigen Kindern so im KiBiz festgeschrieben ist.
Wir haben in den letzten Jahren einen deutlichen Kompetenzgewinn des Feldes erlebt,
nicht zuletzt Uber verstarkte Fortbildungsbestrebungen. Wir als Landschaftsverbande
haben zusammen mit dem Fachministerium grof3e Fachtage dazu ausgerichtet, sind
im Netzwerk der Sprachfachberatungen aktiv und bilden dort regelmallig weiter.

Wir erleben, dass in den Kitas zunehmend mehrsprachiges Material vorhanden ist,
dass Translanguaging als Methode akzeptiert wird. Gleichwohl muss gesagt werden:
Wir erleben in diesem Feld eine positive Tendenz hin zu einer guten Férderung, sind
aber noch nicht am Ende. Das wird weiter so sein, gerade weil die Anzahl der Kinder,
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die mehrsprachig in die Kita kommen, zunimmt. Das wird das Thema der nachsten
Jahre sein, um auch diese Kinder gut auf die Schule vorzubereiten.

Mir ist es sehr wichtig, Folgendes zu sagen: Wir erleben die besten Erfolge von
Deutsch als Schul- und Bildungssprache, wenn wir die Erstsprache der Kinder aner-
kennen, fordern und durch Mehrsprachigkeit in der Kita und mehrsprachige Angebote
zuganglich machen. Das Feld befindet sich auf einem guten Weg, wir mussen aber
nachhaltig daran weiterarbeiten, um es in allen Kitas und nachhaltig zu verankern.

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe [LWL]): Ich kann voll unter-
schreiben, was Frau Claul gerade gesagt hat, will den Blick aber noch weiten. Mehr-
sprachigkeit und Bilingualitat sind in den Einrichtungen sehr wichtig und zu unterstut-
zen, Sprachbildung geht aber naturlich dariber hinaus. Dieser besondere Fokus sollte
nicht aus den Augen verloren werden.

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Die Frage der Mehrsprachigkeit ist
fur die Kinder selbst und fir die Gesellschaft von Bedeutung.

Erstens. Laut der Heckman-Curve von Professor Thielemann — er sitzt auch als Ex-
perte hier — gilt: Wenn man heute eine soziale Investition tatigt, spart man in Zukunft
das funf- bis siebenfache an Problemlagen ein. Das zahlt bei einer solchen Fragestel-
lung ebenfalls. Denn Mehrsprachigkeit hat nicht nur familiare Bezlige, sondern auch
Bezuge zum Sozialraum. Daher ist es sehr lohnenswert, darin zu investieren.

Zweitens: der Blick auf die Kinder. Wir wissen, dass die kognitive, die emotionale, die
soziale Entwicklung nicht erst mit vier bis funf Jahren die sensible Phase erreicht, son-
dern mit zwei Jahren beginnt. Daher ist es notwendig, das innerhalb der Tageseinrich-
tungen verstarkt zu fordern. Das tun wir mit jedweder Sprachforderung. Es ist auch
besonders wichtig, dass die Fachberatung fir Sprachfragestellungen gut geférdert
wird. Wir kommen aber wieder an demselben Punkt an, an dem wir heute schon ein
paar Mal waren: Die alltagsintegrierte Sprachforderung ist diejenige, die den Sozialraum
miteinbezieht, gerne auch mehrsprachig, die aber auch dafur sorgt, dass Kinder in einer
gewohnten Umgebung, ohne Stress und mit klaren Bezugspersonen jederzeit lernen.

Ich fuge noch einen Punkt hinzu, der fur die bilinguale, mehrsprachige Forderung,
glaube ich, besonders wichtig ist: Ein entscheidender Faktor ist nicht nur der didakti-
sche Ansatz innerhalb der Sprachforderung, sondern auch die Bereitschaft und die
Mdglichkeit der Eltern so etwas zu fordern. Dieser Punkt fehlt mir an vielen Stellen
sehr, auch in der Diskussion um die ABC-Klassen.

Michaela Mignogna (Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen): Es ging
um die Finanzierungssituation in der Kindertagespflege und um die Konflikte, vor allem
in Bezug auf die Voraussetzungen nach § 24 KiBiz.

Die Finanzierungssituation hangt naturlich von der Auslastung ab, da die Kommunen
die laufenden Geldleistungen bestimmen. Das heil3t: Eine Kindertagespflegeperson
kann nur dann auskdmmlich arbeiten, wenn sie mit den Kindern voll ausgelastet ist.
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Das ist im Moment ein riesengrol3es Problem, von dem naturlich nicht nur die Kitas
betroffen sind, sondern auch die Kindertagespflege betroffen ist. Die Kindpauschale
sorgt dafur, dass wir in eine immer starkere Konkurrenz mit den Kitas geraten. Das
wiederum fuhrt dazu, dass immer mehr Kindertagespflegepersonen aufhoren mussen,
weil sie ihre Platze nicht mehr belegt bekommen.

Wir haben ein Problem der Sichtbarkeit, das sich ein Stick weit heute auch hier dar-
stellt. Wir kénnen nur dann verlasslich arbeiten, wenn eine gewisse Sichtbarkeit
herrscht. Wir winschen uns wirklich sehr, dass die Sichtbarkeit der Kindertagespflege
vom Landtag aus auf allen weiteren Ebenen ein wenig erhéht wird. Nur wenn Eltern
wissen, dass es die Kindertagespflege als verlassliche Betreuungsform gibt, kdnnen sie
sich auch flr diese entscheiden. Wir stellen fest, dass wir da noch Nachholbedarf haben.

Das Zuzahlungsverbot in NRW fuhrt naturlich auch dazu, dass die Auskdommlichkeit
und die Finanzierung davon abhangig sind, ob die Kommunen die laufenden Geldleis-
tungen so festlegen, dass Kindertagespflegepersonen von dem Verdienst leben konnen.

Die QHB-Qualifizierung ist ein weiterer Punkt. Es ist naturlich sehr begruRenswert,
dass wir immer weiter vorangehen, dass wir die Qualitat hochhalten wollen. Wir mus-
sen aber immer wieder feststellen, dass das viele Kommunen nicht dazu treibt, die
Qualifizierungssteigerung anzuerkennen, indem die laufende Geldleistung angepasst
wird. In vielen Kommunen wird Qualitat zwar als schdon angesehen und auch gefordert,
sie spiegelt sich aber nicht im Verdienst wider. Auch das ist eine Finanzierungssitua-
tion, unter der die Kindertagespflege leidet.

Ein Punkt, den ich vorhin schon kurz angesprochen habe, ist die mittelbare Arbeit. Es
ist gut, dass mittelbare Arbeit inzwischen in Teilen vergutet wird. Die Steigerung der
Burokratie — das gilt vor allen Dingen fiur die Bildungsdokumentation, wenn sie fur uns
tatsachlich verpflichtend hinzukommen sollte — flhrt aber dazu, dass auf die Kinderta-
gespflegeperson Arbeit zukommt, die letztendlich nicht vergutet wird.

Sandra van Heemskerk (komba gewerkschaft nrw): Die Ausbildungsoffensive um-
fasst im Gesetzentwurf mehrere Punkte. Erst mal mochte ich grundsatzlich sagen,
dass wir uns immer daruber freuen, wenn darauf sehr der Fokus gelegt wird.

Ein Beispiel ist, dass bei den Praxisanleitungen noch mal nachgesteuert wird. Wir ha-
ben in den letzten Jahren immer darauf hingewiesen, dass insbesondere Absolventen
und Absolventinnen der PiA-Ausbildung sehr haufig die Kandidatinnen und Kandida-
ten flr einen Abbruch sind bzw. am Ende, wenn sie fertig sind, nicht im Kita-Bereich
landen, weil sie durch die dreijahrige Ausbildung und die oft nicht verhaltnismaRige
Verantwortung, die sie in den Kitas aufgrund der Personalsituation schon getragen
haben, dem System schon direkt nach der Ausbildung den Ruicken kehren.

Wir winschen uns noch mehr Unterstlitzung durch Praxisanleitungen und eine Sicht-
weise der Trager dahin gehend, dass Menschen in Ausbildung eigentlich aus der zwei-
ten Reihe blicken und erst am Ende der Ausbildung zum Ausprobieren in der vorderen
Reihe einsteigen sollten. Wir wunschen uns, dass wir mit denen behutsam umgehen,
weil wir wollen, dass sie am Ende auch im Kita-Bereich landen. Wir winschen uns
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auch, dass von dem einen oder anderen Trager die Anmerkung kommt: Das Geld, das
da drinsteckt, reicht nicht aus.

Gerade bei den PiA-Absolventen muss gesehen werden, dass viele Trager durch sie
Geld sparen, indem Absolventen auf die Personalkraftstunden angerechnet werden.
Das kritisieren wir immer wieder — das habe ich eben gesagt —: Denn dadurch bekom-
men sie unserer Meinung nach schon zu viel Verantwortung und werden dadurch be-
lastet.

Ich mochte Folgendes noch anmerken. Ich finde es gut, dass im Gesetz auf das Thema
.Kinderpflegerinnen®, also auf die Mdéglichkeit, zu schauen, wer im System ist und zur
Erzieherin weitergebildet werden kann, noch mal ein Blick geworfen wird. Ich finde,
dass das auch ein guter Punkt ist, um flr diesen Bereich so viele Fachkrafte wie mog-
lich auszubilden und die Qualitat zu gewahrleisten.

Bettina Konrath (Landesverband Kindertagespflege NRW): Die Finanzierung ist
das grol3e Problem — das habe ich vorhin schon angesprochen. Die Zahl der Kinder-
tagespflegepersonen geht zurlick. Wir haben geringere Geburtenzahlen, und wir ha-
ben die neuen Kitas, die ihre Platze naturlich auch belegen wollen.

Die Problematik ist haufig, dass die Kindertagespflege nicht sichtbar ist. Das wurde
eben schon gesagt. Auch im Rahmen des KiBiz geht es in der 6ffentlichen Diskussion
immer um die Kitas, und die Kindertagespflege spielt praktisch keine Rolle. Daher
danke ich denjenigen von Ihnen — es waren wenige —, die auch die Kindertagespflege
in die Stellungnahmen aufgenommen haben, damit die auch mal transparent werden.

Wir brauchen bei den Kommunen vor Ort Sichtbarkeit der Kindertagespflege. Nehmen
wir die existierenden Portale zu den Kindertagesbetreuungsangeboten: Haufig kommt
die Kindertagespflege darauf nicht vor. Das heil3t nicht, dass ich mich dafur einsetze,
dass jede Kindertagespflegeperson dort erscheinen sollte, sondern ich setze mich da-
fur ein, dass die Eltern eine WahIimaoglichkeit haben und sich informieren kdnnen. Es
gibt Kitas, es gibt die Kindertagespflege, und nur wer von etwas weil}, kann es auch in
Anspruch nehmen.

Dass weniger Kindertagespflegepersonen tatig sind — es verlassen einige den Job —,
heil3t haufig, dass vor Ort Fachberatungen abgebaut werden. Das ist auch eine Proble-
matik. Es gibt zunehmend Kinder aus schwierigen Familiensituationen, fur die wir in
der Fachberatung sehr gut Zeit gebrauchen konnten. Wir brauchten Zeit daftr, mit den
Kindertagespflegepersonen dartber zu sprechen und sie auf die Situation vorzubereiten.

In der Bedarfsplanung muss die Kindertagespflege genauso transparent vorkommen
wie die Kitas. Die alltagsintegrierte Sprachbildung beginnt nicht erst in der Kita, son-
dern gerade auch in der Kindertagespflege.

Florian Strecker (Katholisches Biiro NRW): Herr Kamieth, vielen Dank fur die Frage.

Die Frage zielte auf den Bereich der Sprachbildung, darauf, wie wir den Aufwuchs der
Mittel beurteilen, ab. Grundlegend kann ich an dieser Stelle erst mal sagen: Sprache und
damit Sprachbildung als Grundvoraussetzung fur unseren gesellschaftlichen Zusammen-
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halt kdnnen gar nicht hoch genug gehangen werden. Insofern erachten wir das nattrlich
als unbedingt notwendig und begruf3en diesen Aufwuchs der Mittel. Wir begrif3en ihn
dann, wenn der Aufwuchs zielgerichtet und vor allem auch nachhaltig ist, wenn er
nachhaltig im System verankert wird, wenn die Mittel, die zusatzlich bereitgestellt werden,
dauerhaft bereitgestellt werden.

Ich mochte noch einen anderen Aspekt hinzufigen. Hier in der Diskussion erleben wir
teils das Nebeneinander der Kitas und der ABC-Klassen. Ich halte es flr unbedingt
notwendig, dass wir den Blick fur das Uber das System hinausgehende 6ffnen, dass
wir Schule und Kita miteinander verzahnt denken. Die Kita-Kinder sind die Schulkinder
von morgen, und deshalb ist es wichtig, dass wir die Systeme nicht nebeneinander
behandeln, sondern miteinander denken. Sie bedingen sich gegenseitig.

Ubergeordnet miissen wir natirlich sagen, dass alltagsintegrierte sprachliche Bildung
in den Einrichtungen umso besser funktioniert, je besser die Einrichtungen personell,
finanziell, baulich usw. — ich kann das jetzt fortsetzen — ausgestattet sind. Wir mussen
auf ein auskdmmliches System abzielen.

Dr. Fritz Jaeckel (Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen): Ich kann mich
den Vorrednern, insbesondere Herrn Walhorn, Herrn Jentgens, Herrn Stewart und
Herrn Strecker, anschlie3en, gerade hinsichtlich der Sprachbildung, der alltagsinte-
grierten und alltagsbegleitenden Sprachausbildung.

Ich mdchte noch mal auf den Gesetzentwurf hinweisen, weil ich aus den §§ 18, 19 und
45 — insbesondere aus dem letzten Paragrafen — und den dort verankerten Regelun-
gen zu den pluskKITAs und den Chancen-Kitas ein System herausgelesen habe. Im
Gegenteil zu dem Eindruck, der hier schon geauldert worden ist, sehe ich dieses Sys-
tem so, dass Kitas fur die Sprachbildung gestarkt und unterstiutzt werden sollen. Das
zeigt auch die finanzielle Ausstattung mit weiteren 50 Millionen Euro. Aufgrund der
Erfahrungen, die spater im schulischen Bereich mit der Sprachausbildung gemacht
werden, halte ich es allerdings auch fur notwendig, dass dort friih und sehr umfang-
reich unterstutzt und geférdert wird.

Nach einer Kita-Reform ist vor einer Kita-Reform. Wenn die Landesregierung und die
regierungstragenden Fraktionen mehr tun wollen, dafur Geld verwenden wollen, halte
ich das fur richtig.

Herr Jentgens, die Kurve von Herrn Thielemann hat mich auch beeindruckt. Ich kannte
die vorher nicht.

Im Ergebnis sage ich: Das ist ein entstehendes System, und man ist am Anfang. Es
gibt naturlich die Sprachausbildung in der normalen Kita-Erziehung und die Hinwen-
dung zu den plusKITAs und den Chancen-Kitas analog zu dem System der Chancen-
Schulen.

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Wir haben noch 15 Minuten. Ich schlage vor,
dass wir eine sehr schnelle Runde machen, weil wir um 14.00 Uhr hier raus mussen.
Wenn die Fragen schnell gestellt werden und die Antworten genauso schnell kommen,
dann bekommen wir das hin.
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Jens Kamieth (CDU): Ich habe eine Frage an die Spitzenverbande der Freien Wohl-
fahrtspflege und an das Katholische Blro zu den Kita-Helfern. Kita-Helferinnen und
Kita-Helfer sind schon heute ein fester Bestandteil der Kitas, weil sie das padagogi-
sche Personal super unterstutzen und entlasten. Konnen Sie bitte darlegen, welche
konkrete Bedeutung Kita-Helferinnen und -Helfer im Kita-Alltag haben und inwiefern
es aus lhrer Sicht wichtig ist, dass alle Einrichtungen davon profitieren kdnnen, was
wir durch den Nachtrag noch einmal verdeutlicht haben?

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Meine letzte Frage richtet sich an ver.di und an die GEW.
Wir haben eben schon vom Kinderschutzbund gehort, dass mit dieser Reform sehr
viele Gestaltungsmoglichkeiten in Verordnungsermachtigungen ausgegliedert werden,
beispielsweise in die Personalverordnung. In dem Anderungsantrag ist jetzt beispiels-
weise bei Kern- und Randzeiten die Rede davon, dass zum Beispiel Kinderpflegerinnen
und Kinderpfleger eingesetzt werden kénnen. Welche Gefahren sehen Sie, wenn sehr
viel von dem Prozess, den der Gesetzgeber mitgestalten kann, auf Basis dieses Ge-
setzes in Verordnungen und im konkreten Fall in die Personalverordnung ausgelagert
wird?

Norika Creuzmann (GRUNE): Meine Frage richtet sich an den LVR und an den LWL.
Es geht noch mal um die Kindertagespflege. Die KiBiz-Reform eroffnet die Moglichkeit,
Springerkrafte in der Tagespflege einzusetzen. Sie fordern eine Hochstgrenze: Kénn-
ten Sie beziffern, wo diese Hochstgrenze liegen soll?

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Vielen Dank. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen.

(Yvonne Gebauer [FDP]: Die Herrschaften sind schon weg!)
— Das ist naturlich schade. Das mussen wir dann anderweitig klaren.

Sandra ClauB (Landschaftsverband Rheinland): Wir halten eine Anderung der ak-
tuellen Regelung bezuglich der Springerkrafte eigentlich nicht fur erforderlich. Im Mo-
ment sind es acht Kinder, die nicht gleichzeitig anwesend sind. Wenn Personen in den
Vertretungsstutzpunkten tatig sind, ist das immer nur fur eine ganz kurze Zeit. Da ist
das Risiko naturlich ein Stlck weit hoher. Wir pladieren also daflr, dass die derzeitige
Regelung bestehen bleibt.

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbande der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Wir haben im Jahr 2023 schon eine
Position zum KiBiz und zur Novelle beschrieben. In diese haben wir verschiedene Be-
rufsgruppen und Qualifizierungen einbezogen, die ich kurz benennen mochte. Die
Kita-Helfenden kommen dabei vor.

Wir gehen davon aus, dass der Alltag hinsichtlich der Betreuung, Bildung und Erzie-
hung von sozialpadagogischen Fachkraften gepragt sein muss. Die gehdren selbst-
verstandlich dazu und konnen von padagogischen Erganzungskraften unterstiutzt
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werden. Padagogische Zusatzkrafte — dazu zahlen padagogische Berufsgruppen wie
Therapeutinnen — kdnnen multiprofessionelle Teams verstarken. Wir sagen sogar,
dass es auch profilunterstitzende Krafte gibt, die nicht als padagogisches Personal,
aber mit einer Qualifizierung zum Beispiel im Medienbereich gut mitwirken kdnnen.

Darlber hinaus gibt es alltagsunterstutzende Krafte, und zu diesen gehoren die Kita-
Helfenden, die in den nicht padagogischen Bereichen wichtige Dienste leisten und die
Fach- und Erganzungskrafte mafigeblich entlasten kdnnen. Weil das so ist, war es uns
wichtig, dass jede Kita die Moglichkeit erhalt, Kita-Helfende einzusetzen.

In diesem Zusammenhang haben die regierungstragenden Fraktionen auch noch ein-
mal gehort, dass der finanzielle Ansatz fur die Kita-Helfenden zum jetzigen Zeitpunkt
nicht einfach auf weitere Kreise verteilt werden kann. Die regierungstragenden Frakti-
onen haben sich dann aufgemacht und eine gute zusatzliche Unterstutzung in Hohe
von 32 Millionen Euro, wenn ich das richtig im Kopf habe, ermdglicht, um Kitas die
Unterstutzung durch Kita-Helfende zu ermdgliche — unabhangig davon, ob eine Kita
grold oder klein ist. Das unterstutzt den Arbeitsalltag in den Einrichtungen tatsachlich
und ist, wie wir glauben, eine echte Entlastung fur die Fachkrafte. Das hat im Kita-
Alltag eine erhebliche Bedeutung. Herzlichen Dank dafir!

Stephan Osterhage-Klingler (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW):
Es ging um die Regelung im Gesetz, im Nachgang an vielen Stellen bestimmte Sachen
uber Verordnungen zu regeln. Das sehen wir grundsatzlich ... An manchen Stellen
muss schnell reagiert werden — das ist klar. Trotzdem ist es natlrlich wichtig, dass
auch an den Stellen ein genauer Prozess stattfindet. Gerade das Beispiel der Perso-
nalverordnung zeigt das recht gut. Die letzte Anderung wurde ohne groRere Beteili-
gung im Nachgang vorgenommen, und dann hat sich herausgestellt, dass diese aus
unserer, aus gewerkschaftlicher Sicht zu vielen Problemen flhrt.

Hinsichtlich der Kern- und Randzeiten geht es zwar um Kinderpflegerinnen, die Per-
sonalverordnung gibt fir Erganzungskrafte aber ja eine ganze Menge mehr Personen-
gruppen als die Kinderpflegerinnen wieder. Es muss genau geschaut werden, wer
dann alles unter diesen Punkt fallt. Wir haben das heute immer nur auf die Gruppe der
Kinderpflegerinnen reduziert.

Ich finde es wichtig, an dieser Stelle zu sagen, dass die Erganzungskrafte qualifiziertes
Personal sind — das ist vollig klar. Sie sind aber fur bestimmte Aufgaben qualifiziert.
Sie sind Erganzungskrafte, welche die Fachkrafte, die Erzieherinnen, die sozialpada-
gogischen Fachkrafte erganzen, aber nicht ersetzen kdbnnen — genau die Gefahr be-
steht aus unserer Sicht aber.

Es wurde immer wieder gesagt, dass das ja eine Kann-Regelung sei. Auf die Perso-
nalverordnung musse nicht zurlickgegriffen werden. Es ist aber auch sehr deutlich ge-
worden, dass der Finanzdruck grol ist. Daher gehen zumindest wir davon aus, dass
in den nachsten Jahren sehr viele Trager gezwungen sein werden, genau dieses Mo-
dell zu fahren und Uber die Personalverordnung andere Besetzungen vorzunehmen.
Das sehen wir als grolte Gefahr. Darum ist es uns wichtig, das klar in einem Gesetz-
gebungsverfahren und nicht spater uber Verordnungen zu regein.
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Florian Strecker (Katholisches Biiro NRW): Die Antwort knlUpft im Grunde an die
Antwort von Herrn Jentgens von der LAG FW an. Wir sehen die Alltagshelfenden auch
als einen wichtigen Baustein fur die Entlastung des Fachpersonals und kdnnen diesen
zusatzlichen Schritt, der vorgelegt wurde, nur begrif3en. Insbesondere dass die All-
tagshelfenden nun unabhangig von der Einrichtungsgrof3e bezuschusst finanziert wer-
den, ist fur uns als Trager einer Vielzahl kleinerer Einrichtungen mit bis zu drei Grup-
pen elementar wichtig. Das sind knapp 1.400 Einrichtungen im Lande, die jetzt auch
verstarkt von dieser Moglichkeit profitieren konnen. Insofern ist das fur uns wichtig.
Danke, dass Sie das zusatzlich auf den Weg gebracht haben! Ich gehe davon aus,
dass auch die Beantragung im Rahmen dieses Programms zukunftig einfacher werden
wird, als sie es in der Vergangenheit war.

Philipp Stewart (ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirk
Nordrhein-Westfalen): Herr Maelzer, danke fir die Frage. Herr Osterhage-Klingler
von der GEW hat schon ein paar Dinge dazu gesagt.

Aus unserer Sicht hat die letzte Novellierung der Personalverordnung nicht zu einem
massiven Personalaufwuchs gefuhrt, weil es auf dem Arbeitsmarkt nicht so viele Krafte
gibt. Eingang gefunden hat zum Beispiel der Einsatz von Gymnastiklehrerinnen auf
Erganzungskraftstunden.

Sofern angedacht ist, die Personalverordnung in einem nachsten Schritt noch weiter
aufzufachern, schlief3e ich mich meinem Kollegen an: Es ist zu wichtig, um es nur in
einer Verordnung zu regeln.

Ich habe noch einen Hinweis: Es gibt auch den Rechtskreis der Tarifvertrage, die fur
viele dieser Profile, die nur auf Fach- oder Erganzungskraftstunden eingesetzt werden
konnen, nicht die gleiche Vergutung wie fur klassisch ausgebildete Erzieherinnen und
Kinderpflegerinnen vorsehen. Deswegen ware es sehr ratsam, auch in die Tarifver-
trage zu schauen — egal, bei welcher angestrebten Novellierung. Fur Beratung dazu
stehen wir gerne zur Verfigung.

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Vielen Dank. — Damit sind wir am Ende der
heutigen Anhdrung. Ich bedanke mich noch einmal ausdricklich bei lhnen als Sach-
verstandige fur lhre Expertise.

Ich erinnere daran, dass die nachste Sitzung des Ausschusses fur Familie, Kinder und
Jugend am 30. April 2026 stattfindet.

Ich schliel3e die Sitzung. Haben Sie noch einen schonen Nachmittag!

gez. Wolfgang Jorg Eileen Woestmann
Vorsitzender stellv. Vorsitzende

Anlage
12.05.2026/12.05.2026
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Stand: 12.05.2026
Anhorung von Sachverstandigen
des Ausschusses fur Familie, Kinder und Jugend

Gesetz zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/17575

Anderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Drucksache 18/18523

am Donnerstag, dem 23. April 2026
10.00 bis (max.) 14.00 Uhr, Plenarsaal, Livestream

Tableau
eingeladen Teilnehmer/innen S
nahme
Arbeitsgemeinschaft der
kommunalen Spitzenverbande
Nordrhein-Westfalen ---
Koln
S’g_adtetag Nordrhein-Westfalen Stefan Hahn
Koln Bianca Weber
18/3665
Stadte- und Gemeindebund
Ngrdrheln—WestfaIen Dr. Matthias Menzel
Dusseldorf
La_l_ndkrelstag Nordrhein-Westfalen Dr. Kai Zentara
Dusseldorf g
Viola von Hebel
Landschaftsverband Westfalen-Lippe
Minster Marlies Silies
Landschaftsverband Rheinland 18/3599
Koéln Sandra ClauB
Arbeitsgemeinschaft der
Spitzenverbande der Freien Wohlfahrts- Stepbhan Jentaens
pflege des Landes Nordrhein-Westfalen P 9 18/3656
.. Thomas Euler
Dusseldorf
Deutscher Kitaverband -
Landesverband NRW Marcus Bracht
Klaus Bremen . 18/3671
Essen Geraldine Schulden
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eingeladen Teilnehmer/innen S:;'::::g'
Kitablindnis NRW Ute Jansen
Berlin 18/3655
Vera Hopp
Der Kinderschutzbund
Landesverband NRW e.V. Michael Kutz 1813675
Wuppertal Manfred Walhorn
Gewerkschaft Erziehung und
\éVlssenschaft NRW Stephan Osterhage Klingler 18/3597
ssen
Landesverband Kindertagespflege
NRW e.V. Bettina Konrath
Meerbusch Julia Schiinemann 18/3611
Berufsvereinigung der
Kindertagespflegepersonen e.V. Michaela Mignogna 1813664
Berlin Alexandra Bayram
Verband Bildung und Erziehung -
Landesverband NRW e.V. Doris Feldmann 1813618
Dortmund Anne Deimel
ver.di - Landesbezirk NRW
Dusseldorf Philipp Stewart 18/3657
komba gewerkschaft nrw e.V.
KéIn Sandra vap Heemskerk 1813612
Jasmin Jestel
Landesjugendring NRW
Dusseldorf keine Teilnahme -—-
Landeselternbeirat NRW Daniela Heimann
Dusseldorf . e 18/3659
Chris Simons
Katholisches Biiro NRW Florian Strecker
Dusseldorf Thomas Hansdieke
Dr. Antonius Hamers
E isches Biro NRW 18/3658
D}’ggg%gﬁ es buro Vera Nosek
Sabine Prott
Kinder- und Jugendrat NRW
Lg_ndeswgendamt Westfalen keine Teilnahme .
Munster




Landtag Nordrhein-Westfalen

- 58 -

APr 18/1199

Anlage, Seite 3

. . . Stellung-
eingeladen Teilnehmer/innen nahme
Dr. Fritz Jaeckel
IHK Nord Westfalen Dr. Fritz Jaeckel 18/3663
Munster
Mike Husing
Jugendamt Kreis Steinfurt Mike Husing
Steinfurt Florian Dudek 18/3668
Professor Nurdin Thielemann
Internationale Hochschule Prof. Dr. Nurdin Thielemann 18/3620
Magdeburg
weitere Stellungnahmen:
BZOG, Unna 18/3559
Verbundleitungen der katholischen Kindertageseinrichtungen 18/3628
unternehmer nrw, Dusseldorf 18/3676
(Neudruck)
Zahnarztekammer Nordrhein,
Zahnarztekammer Westfalen-Lippe,
Kassenzahnarztliche Vereinigung Nordrhein und
Kassenzahnarztliche Vereinigung Westfalen-Lippe 18/3677
Landesintegrationsrat NRW 18/3703
Bundesverband Vereinbarkeit e.V. (BVV) 18/3707




		Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes

